
  1 

 Protokoll des Zürcher Kantonsrates 

 

 

3. KR-Sitzung, Montag, 22. Mai 2023, 08:15 Uhr 

Vorsitz: Sylvie Matter (SP, Zürich) 

 

Verhandlungsgegenstände  

1. Mitteilungen ............................................................................... 2 

Antworten auf Anfragen 

2. Beiträge aus dem Kulturfonds zugunsten der Städte 

Winterthur und Zürich für die grossen Kulturinstitutionen .. 2 

Antrag des Regierungsrates vom 5. Oktober 2022 und 

gleichlautender Antrag der Kommission für Bildung und Kultur 

vom 30. März 2023 

Vorlage 5868a 

3. Digitale Gemeindeparlamente ................................................. 17 

Antrag der Kommission für Staat und Gemeinden vom 28. 

Oktober 2022 zur parlamentarischen Initiative Gabriel Mäder 

KR-Nr. 214/2020 

4. Für ein kommunales Stimm- und Wahlrecht für 

Ausländerinnen und Ausländer .............................................. 23 

Antrag des Regierungsrates vom 16. Juni 2021 und geänderter 

Antrag der Kommission für Staat und Gemeinden vom 25. 

November 2022 

Vorlage 5727a 

5. Bewilligung einer Subvention an die Opernhaus Zürich AG 

für die Asbestsanierung und die Erhöhung der Lagerkapazität 

im Lagergebäude Kügeliloo..................................................... 55 

Antrag des Regierungsrates vom 13. Juli 2022 und gleichlautender 

Antrag der Kommission für Bildung und Kultur vom 10. Januar 

2023 

Vorlage 5302c (Schriftliches Verfahren) 



2 

6. Verschiedenes ........................................................................... 55 

Fraktions- und persönliche Erklärungen 

Neu eingereichte parlamentarische Vorstösse 

 

 

 

1. Mitteilungen 

 

Geschäftsordnung 

Ratspräsidentin Sylvie Matter: Wünschen Sie das Wort zur Geschäfts-

liste? Dies ist nicht der Fall. Wir fahren fort wie vorgesehen. 

 

Antworten auf Anfragen 

Ratspräsidentin Sylvie Matter: Der Regierungsrat hat uns die Antwor-

ten auf fünf Anfragen zugestellt: 

– KR-Nr. 64/2023, Vollzeitarbeit darf sich auch lohnen 

 Martin Huber (FDP, Neftenbach), Mario Senn (FDP, Adliswil), 

Tobias Weidmann (SVP, Hettlingen) 

– KR-Nr. 74/2023, Sanierung Memphisknoten Ueberlandstrasse Dü-

bendorf – Sicherheitsdefizit für Fussgänger wegen Aufhebung Per-

sonenunterführung 

 Patrick Walder (SVP, Dübendorf), Orlando Wyss (SVP, Dübendorf) 

– KR-Nr. 89/2023, Geplante Streichung des doc.CH-Programms 

 Sibylle Marti (SP, Zürich), Carmen Marty Fässler (SP, Adliswil) 

– KR-Nr. 143/2023, Hatten die Nachrichtendienste vor den Demonst-

rationen mit Linksextremen gewarnt? 

 Nina Fehr Düsel (SVP, Küsnacht), René Isler (SVP, Winterthur), 

Tobias Weidmann (SVP, Hettlingen) 

– KR-Nr. 156/2023, Rassismusprävention und -bekämpfung in der Po-

lizei und dem Militär 

 Sarah Akanji (SP, Winterthur), Nicola Yuste (SP, Zürich) 

 

2. Beiträge aus dem Kulturfonds zugunsten der Städte Winterthur 

und Zürich für die grossen Kulturinstitutionen 

Antrag des Regierungsrates vom 5. Oktober 2022 und gleichlautender 

Antrag der Kommission für Bildung und Kultur vom 30. März 2023 

Vorlage 5868a 
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Ratspräsidentin Sylvie Matter: Eintreten auf die Vorlage ist obligato-

risch.  

 

Christoph Ziegler (GLP, Elgg), Referent der Kommission für Bildung 

und Kultur (KBIK): Ganz am Ende der vergangenen Legislatur hat die 

KBIK noch über die Legislaturtranche 2019/2023 entschieden. Seit 

2008 richtet der Kantonsrat einmal alle vier Jahre Beiträge an die aus-

gewählten grossen Kulturinstitutionen der Städte Zürich und Win-

terthur aus. Neu kommen die Gelder aus dem Kulturfonds. Die Mehr-

heit der KBIK spricht sich für eine Weiterführung dieser Beiträge aus. 

Sie findet den Mechanismus der Legislaturtranchen an und für sich eine 

gute Sache, allerdings hätte die Kommission die Vorlage gerne in zwei 

Teile geteilt. Während die Subventionen für die Theater Winterthur 

AG, das Musikkollegium und den Kunstverein der Stadt Winterthur un-

bestritten waren, gab es viele verschiedene kritische Stimmen zur Stadt 

Zürich beziehungsweise zu deren Institutionen Schauspielhaus und 

Kunsthaus. Kurz gesagt: Winterthur ja, Zürich ja aber. 

Beim Schauspielhaus wurden die Programmgestaltung und die schlech-

ten Finanzzahlen kritisiert. Der wirtschaftlich schwierigen Situation 

kann man nur begegnen, indem man wieder mehr Leute anspricht und 

die Teilhabe stärkt. Weil die Beiträge konkrete Projekte und nicht die 

Betriebsbeiträge betreffen, verzichtete schliesslich eine Mehrheit auf 

deren Streichung, will aber im Dispositiv Ziffer III ausdrücklich formu-

liert haben, wie die Gelder nach ihrer Meinung eingesetzt werden sol-

len, obwohl diese Forderung bereits im Kulturleitbild des Kantons ver-

ankert ist. Im Rahmen dieser Projekte sollen die Beiträge nämlich so 

eingesetzt werden, dass breitere Bevölkerungsschichten angezogen 

werden und die Auslastung gesteigert wird. 

Beim Kunsthaus sollen die Gelder gemäss Vorgabe des Regierungsra-

tes für die Provenienzforschung und Kontextualisierung der Emil-

Bührle-Sammlung eingesetzt werden. Das findet auch die Kommission 

richtig und gut. Ein Teil der Kommission sah aber dafür weniger den 

Kanton als vielmehr die Stadt und vor allem die Kunstgesellschaft, als 

Trägerverein des Kunsthauses, in der finanziellen Pflicht. Da eben ein 

neuer Vertrag zwischen Kunstgesellschaft und Stadt abgeschlossen 

wurde, verzichtete die Kommission schliesslich auf einen diesbezügli-

chen Kürzungsantrag. 

Wegen der genannten Themen und weil die Tonhalle kürzlich auch mit 

Kantonsgeldern renoviert wurde, will eine Minderheit gar keine Bei-

träge an die Institutionen der Stadt Zürich ausrichten. Eine Mehrheit 

stimmt der Vorlage trotz einiger Kritik zu. 
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Rochus Burtscher (SVP, Dietikon): Kultur ist ein wesentlicher Bestand-

teil unserer Gesellschaft. Kultur ermöglicht es, unsere Geschichten und 

Traditionen aus unterschiedlicher, auch kritischer Sicht zu beleuchten. 

Damit sollen das gegenseitige Verständnis und die Toleranz gefördert 

werden. Kultur hat auch in der Wirtschaft eine wichtige Rolle, so in den 

Bereichen Design, Architektur, Musik, Film und vielem mehr. Doch die 

Kulturinstitutionen der Stadt Zürich haben die Bodenhaftung verloren 

und den Bogen überspannt, im Speziellen ist das Schauspielhaus zu er-

wähnen. Mit dem Zustimmen zu den Beiträgen an die Kulturinstitutio-

nen der Stadt Zürich setzt der Kanton Zürich definitiv falsche Zeichen 

beziehungsweise Anreize. Bereits heute erhält die Stadt Zürich jährlich 

rund 400 Millionen Franken aus dem Zentrumslastenausgleich, wovon 

40 Millionen in die Stadtzürcher Kultur fliessen müssen, Sie haben rich-

tig gehört: müssen. Nun soll der Kanton Zürich erneut Gelder genau für 

diese Kulturinstitutionen sprechen, das kann doch nicht sein. An die 

Adresse unserer Kollegen und Kolleginnen der FDP: Hier müsstet ihr 

euer liberales Gewissen zum Leben erwecken. Aber wie wir in der 

Energiedebatte am letzten Montag gesehen haben, hat die FDP «Inno-

vation» mit «Subvention» verwechselt (Anspielung auf die Debatte 

über die Vorlage 5876a) und ist nun im Fahrwasser der linken Krabbel-

gruppe gelandet (Unmutsäusserungen). Auch die Stadt Winterthur er-

hält einen rechten Batzen aus dem Zentrumslastenausgleich, doch Win-

terthurs Kulturinstitutionen sind bei weitem nicht so auf Rosen gebettet 

wie die der Stadt Zürich. 

Die linke Allianz, SP, Grüne, AL und EVP zusammen mit den fast bür-

gerlichen Parteien GLP, FDP und Die Mitte, werden zusammen mit den 

Blinden, die diesen Beiträgen zustimmen, zu Wasserträgern der Bon-

zen. Im Mittelalter wurde die Kunst von Königen und Kaisern in Fron-

arbeit gefördert. Und dies, umgelegt auf das 21. Jahrhundert, heisst 

«Steuergelder». Die mittelalterlichen Königinnen und Kaiser sind die 

neue elitäre Elite der Stadt Zürich. Sie lassen es sich gut gehen und 

wollen immer mehr Geld; dies, obwohl die Zürcher Kunstgesellschaft 

über potente Geldgeber verfügt. Diese Verlogenheit der linken Allianz 

stinkt zum Himmel. Bei den Finanzinstituten sprechen Sie von Bonzen 

und Geldgier, und jetzt, wo es Ihnen hilft, unterstützen Sie genau die-

selben, die Welt steht Kopf. Der Kanton Zürich unterstützt das Opern-

haus mit jährlich rund 85 Millionen Franken. Dies ist einer der Gründe, 

weshalb die SVP eine ablehnende Haltung zu den anderen Kulturinsti-

tutionen der Stadt Zürich hat. 
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Aufgeschlüsselt auf die Vorlage, erstens: Das Schauspielhaus hat kul-

turell miserabel gewirtschaftet. Und nun soll der Kanton Zürich mitbe-

zahlen, obwohl das Schauspielhaus der Stadt Zürich gehört? Das Kunst-

haus hat Bilder der Bührle-Stiftung in ihrer Ausstellung, die viele, sehr 

viele Interessierte anlockt. Die Provenienzforschung dieser Bilder sollte 

gemäss Auskunft durch die Stadt Zürich mit einem schönen Betrag be-

zahlt werden. Das Kunsthaus hat aber auch andere vermachte Bilder, 

die aus unerklärlichen Gründen der Provenienzforschung unterliegen 

sollen. Hier soll nun der Kanton Zürich mitbezahlen, wieso? Hätte das 

Kunsthaus nicht die Pflicht, den Nachweis vom Schenker zu verlangen? 

Oder schaut man einem geschenkten Gaul nicht ins Maul? 

Das Kongresshaus wurde bis Ende 2021 umgebaut, und nun gibt es 

schon neue Anforderungen und Forderungen, die möglicherweise ver-

gessen beziehungsweise bewusst weggelassen wurden. Wir würden von 

«Salamitaktik» sprechen. Wenn die Stadt Zürich ihre Kulturinstitutio-

nen weiterhin behalten will, dann soll sie es selbst bezahlen beziehungs-

weise effizient und bevölkerungsorientiert betreiben oder schliessen. 

Dies ist dann ein wirtschaftlich-kultureller Entscheid. Aber ob die Ver-

antwortlichen der Stadt Zürich genügend Mut haben, mögen wir be-

zweifeln.  

Wir beantragen, beim Dispositiv die Ziffer II zu streichen. Sollte diese 

nicht gestrichen werden, was leider vorhersehbar ist, dann müssen wir 

die ganze Vorlage ablehnen beziehungsweise nicht genehmigen, was 

wir schade fänden, denn die Beiträge an Winterthur hätten wir gutge-

heissen. Danke. 

 

Qëndresa Sadriu-Hoxha (SP, Opfikon): Unsere Kulturinstitutionen, da-

runter auch diejenigen der Städte Zürich und Winterthur, leisten einen 

unverzichtbaren Beitrag an unsere Standortattraktivität und haben eine 

hohe Wertschöpfung. Wir identifizieren uns mit ihnen und sie tragen zu 

unserem Kulturleben massgeblich bei. Bei der einmaligen Tranche pro 

Legislatur an die sechs grossen Kulturinstitutionen in Winterthur und 

Zürich unterstützen wir ihre ausserordentlichen Programme und Inves-

titionen. Die Anträge aus Winterthur sowie diejenigen der Zürcher Kul-

turhäuser liegen innerhalb der Legislaturtranche. Ebenso sind die Bei-

träge im Budget und KEF (Konsolidierter Entwicklungs- und Finanz-

plan) bereits eingestellt. Die in der KBIK-Vorlage ersichtlichen An-

träge, den Legislaturbeitrag an die Stadt Zürich nicht zu genehmigen 

sowie dass sie breitere Bevölkerungsschichten anzusprechen haben, 

lehnen wir ab. Es ist nur mit gewissen Ressourcen möglich, dass Zürich 

ein relevanter Spielort mit nationaler und internationaler Wirkung 
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bleibt, dementsprechend ist es auf den Legislaturbeitrag angewiesen. 

Zudem ist es nicht die Aufgabe des Kantonsrats, bei Kulturhäusern in-

haltlich und strategisch einzugreifen und mitzubestimmen. Kulturinsti-

tutionen sollen über ihre Inhalte und Investitionen selbst entscheiden 

können. Wir sollten ihnen die künstlerische Freiheit garantieren und 

ihnen Spielraum geben. Zudem existiert der Grundsatz bereits, breite 

Bevölkerungsschichten anzusprechen, und ist deshalb in dieser Vorlage 

dementsprechend irrelevant. In diesem Sinne unterstützt die SP den re-

gierungsrätlichen Antrag und lehnt die beiden Minderheitsanträge ab. 

Besten Dank. 

 

Alexander Jäger (FDP, Zürich): Die FDP stimmt der Überweisung der 

Beiträge an die grossen Kulturinstitutionen der Städte Zürich und Win-

terthur zu. Ja, Rochus, und bezüglich Subventionen können wir auch 

über das Spitalgesetz reden (Anspielung auf die Behandlung der Vor-

lage 5836). Vielleicht sind dort die Subventionen anders gesprochen, 

seht ihr das nicht immer überall gleich. Aber wir unterstützen auch die 

Subventionen für die städtische, und zwar für die zürcherische Kultur 

der Stadt Zürich. Aber wir sind auch der Meinung: Da der Kanton bei 

den grossen Institutionen einen grossen Beitrag spricht – das sind für 

beide Vorlagen insgesamt über 14 Millionen Franken –, finden wir, 

dass es auch gerechtfertigt ist, Bedingungen an das Sprechen dieser Bei-

träge – es sind ja Projektbeiträge – zu stellen. Dabei gelten als Grund-

lage für das Sprechen der Projektbeiträge die bestehenden Kulturfonds-

regelungen und der anwendbare Schwerpunkt des Leitbildes Kulturför-

derung. Wie gesagt, bei den Winterthurer Institutionen – dazu wird Die-

ter Kläy noch etwas sagen – hat die FDP weniger Mühe, bei den stadt-

zürcherischen hingegen schon mehr, da hast du recht, Rochus, insbe-

sondere aktuell beim Schauspielhaus. Das Schauspielhaus Zürich hat 

uns eine zu geringe Auslastung, was dafür spricht, dass es an der Be-

völkerung vorbeiproduziert. Liebe SP, das sieht eher aus nach «für we-

nige, statt für alle». Das Schauspielhaus sollte aber für die gesamte Be-

völkerung Aufführungen durchführen und nicht nur für wenige. Daher 

unterstützen wir den Abschnitt III, den die SVP einfügen will. Er will, 

dass vom Schauspielhaus breitere Bevölkerungsschichten angezogen 

werden. Aktuell kann man sagen, dass es so aussieht, wie wenn die 

Stadt Zürich das auch erkannt hat und mit der Interimslösung mit Herrn 

Ulrich Khuon (neuer Intendant) den richtigen Mann gefunden hat, der 

das Schauspielhaus wieder erden kann und somit die Besucherin, den 

Besucher wieder anziehen wird.  
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Trotzdem unterstützen wir nach wie vor den Antrag der SVP, weil diese 

Empfehlung über die Spielzeit 2024/2025, in der ja die Interimslösung 

gelten soll, hinausgehen soll. Die Vorlage als Ganzes werden wir nach-

her auch annehmen und den Kürzungsantrag, den Streichungsantrag, 

Ziffer II ablehnen. 

 

Christa Stünzi (GLP, Horgen): Kultur ist so vielfältig wie die Bevölke-

rung des Kantons. Entsprechend werden wir uns hier drin wohl nie ei-

nig, was gute oder schöne Kultur ist. Aber um das geht es hier auch 

nicht. Hier geht es um Beiträge zu Kulturprojekten, die die Institutionen 

allein nicht stemmen können, die aber für die Kultur eine wichtige 

Grundlage darstellen, um auch zeitgemässe Kultur anbieten zu können, 

was uns als GLP ein Anliegen ist. 

Wir wollen Kultur, die für alle da ist. Das ist schwierig, aber das ist der 

Auftrag. Denn hier werden auch Steuergelder eingesetzt und das hat mit 

Augenmass und den entsprechenden Bedingungen zu erfolgen. Ent-

sprechend werden wir Dispositiv I und II genehmigen, aber in Disposi-

tiv III gemeinsam mit der SVP und der FDP die Bedingung einbringen, 

dass das Schauspielhaus wieder vermehrt darauf Rücksicht nimmt, dass 

die Angebote für alle sind. Das ist eine schwierige Auflage, dessen sind 

wir uns bewusst. Es soll hier aber nicht eine Einschränkung sein, son-

dern eine Erinnerung, wofür diese Beiträge sind und dass es eben Gel-

der der Gesamtbevölkerung sind, die hier gesprochen werden. Wir un-

terstützen alle drei Dispositive. 

 

Karin Fehr Thoma (Grüne, Uster): Wir Grüne werden die Beiträge von 

insgesamt 14 Millionen Franken zugunsten der drei je grössten Kultur-

institutionen der Städte Winterthur und Zürich selbstverständlich ge-

nehmigen. Und Rochus, du kannst beruhigt sein, wir tun dies aus sehr 

guten Gründen: Die Beiträge ermöglichen den sechs Kulturinstitutio-

nen die Realisierung von insgesamt 22 verschiedenen Projekten. Sie in-

vestieren in Infrastruktur, Digitalisierung, Kunstvermittlung, Veran-

staltungstechnik, Sammlungsqualität sowie in diverse Produktionen. 

Für uns Grüne besonders wichtig: Die Kunsthausgesellschaft Zürich 

wird sich in zwei von vier Projekten der Provenienzforschung Samm-

lungsbestände und der Neugestaltung Kontextualisierung Emil-Bührle-

Sammlung annehmen. Genau dieses finanzielle Engagement des Kan-

tons haben AL, Grüne und SP vor einem Jahr mit einem dringlichen 

Postulat gefordert. Höchste Zeit also, dass der Kanton Zürich hier nun 

mit der Unterstützung dieser Projekte seinen Beitrag an eine lückenlose 
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Aufklärung leistet. Denn nur dank dieser Aufklärung werden die be-

troffenen Opfer von NS-Raub- oder Fluchtkunst ein Stück Gerechtig-

keit erfahren. Und nur dank dieser Aufarbeitung wird im Anschluss eine 

ehrliche, transparente Kunstvermittlung möglich werden, und darauf 

haben die Zürcher Bevölkerung und weitere Kunstinteressierte ein An-

recht.  

Lassen Sie mich auch etwas zur Empfehlung der Kommissionsmehrheit 

an das Schauspielhaus sagen: Das Schauspielhaus soll gemäss der 

Kommissionsmehrheit – wir haben es gehört – breitere Bevölkerungs-

schichten ansprechen. Die Schauspielhaus Zürich AG ist aber, wie der 

Name sagt, eine Aktiengesellschaft. Die strategische und inhaltliche 

Ausrichtung dieses Hauses fällt deshalb auch ganz klar in den Zustän-

digkeitsbereich des Verwaltungsrates und der Aktionäre beziehungs-

weise eben deren Vertreter. Der Kanton Zürich hat klare kulturpoliti-

sche Leitlinien, die ihm als Vorgabe für seine Interessenvertretung in 

diesen Gremien dienen. Von den knapp 3 Millionen Franken, die das 

Schauspielhaus aus diesen Kulturbeiträgen nun bekommt, betreffen fast 

2,4 Millionen Franken die Infrastrukturvorhaben. Die übrigen Gelder 

sind für zwei Projekte, eine Retrospektive «Moved by Emotions» und 

für Gastspiele mit international ausgerichteter herausragender Aus-

strahlung vorgesehen. Beide diese Produktionen entsprechen den kul-

turpolitischen Schwerpunkten Teilhabe und Strahlkraft. Es gibt also 

schlichtweg keinen einzigen Grund, weshalb hier nun die Kommission 

eine solche Empfehlung zuhanden des Schauspielhauses ausrichten 

soll. Stufengerechtigkeit sieht definitiv anders aus.  

Nun noch eine Bemerkung zum Minderheitsantrag der SVP: Ich glaube, 

die Begründung von Rochus Burtscher hat es offengelegt, es geht der 

SVP vor allem darum, die Stadt Zürich etwas mehr an die Kandare zu 

nehmen. Wenn sie mit dem Zentrumslastenausgleich argumentiert, 

dann müsste sie konsequenterweise auch die Streichung der Beiträge an 

die Winterthurer Kulturinstitutionen einfordern. Diesen Mut hat die 

SVP aber nicht. Deswegen auch hier: Es geht der SVP nur darum, die 

Stadt Zürich etwas zu piesacken, und das lehnen wir selbstverständlich 

ab. Besten Dank. 

 

Kathrin Wydler (Die Mitte, Wallisellen): Ich spreche gleich zu der ge-

samten Vorlage, inklusive der verschiedenen Anträge. Die Mitte stimmt 

den Beiträgen aus dem Kulturfonds grundsätzlich zu und wird keinen 

der Minderheitsanträge unterstützen. Wir sind überzeugt, dass Zürich 

und Winterthur mit ihren Kulturinstitutionen wichtige Kulturzentren 

für die ganze Bevölkerung im Kanton Zürich sind. 
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Kultur darf unserer Meinung nach sehr wohl kontrovers sein und sie 

soll uns auch herausfordern und zum Denken anregen. Wenn Kulturin-

stitutionen aber mit öffentlichen Geldern unterstützt werden, müssen 

sie darauf achten, dass die Vorstellungen ausgelastet sind. Nichts 

spricht gegen unorthodoxe Produktionen, solange der Saal – vielleicht 

auch mit neuem Publikum – gefüllt ist, im Gegenteil: Es ist sehr zu be-

grüssen, wenn damit ein anderes Publikum angelockt werden kann. 

Falls dies aber nicht gelingt und das Publikum davonläuft, muss die 

Kulturinstitution ihren Kurs korrigieren, und ich spreche hier explizit 

vom Schauspielhaus. Das Schauspielhaus muss seine Strategie über-

denken und darf nicht am Publikum vorbei schauspielern, solange es 

Beiträge aus dem Kulturfonds erhält. 

 

Hanspeter Hugentobler (EVP, Pfäffikon): Eigentlich ist es einfach: Der 

Kantonsrat hat vor 15 Jahren beschlossen, die grossen Kulturinstitutio-

nen von Winterthur und Zürich zu unterstützen, und dies regelmässig. 

Seither gewährte der Kanton aus dem Lotteriefonds jeweils einmal pro 

Legislatur Beiträge an das Winterthurer Kunstmuseum, das Musikkol-

legium und das Theater sowie an das Zürcher Kunsthaus, das Schau-

spielhaus und die Tonhalle. Diese solide regelmässige Kulturförderung 

hat sich bewährt, und so hat der Regierungsrat auf die Legislatur 2019 

bis 2023 6,9 Millionen für Projekte in Winterthur und 7,1 Millionen 

Franken für Projekte in Zürich gewährt, die nun von uns als Kantonsrat 

zu genehmigen sind.  

Als EVP anerkennen wir die zentrale Rolle der Kultur für die Identität 

der Gesellschaft und wir verstehen uns als verlässliche Partnerin für 

eine breite Kulturförderung. Wir haben kein Verständnis dafür, die be-

währte Kulturförderung mit mutwilligen Streichungen oder einengen-

den Vorgaben zu gefährden. Die EVP genehmigt den regierungsrätli-

chen Antrag ohne Abstriche. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): Wie immer, wenn es darum geht, 

Kulturausgaben zu bewilligen, gab es in der KBIK teilweise epische 

und kontroverse Diskussionen. Ein Trigger war, wie könnte es in die-

sem Parlament anders sein, allein schon der Name der Stadt Zürich. Der 

Anti-Stadt-Zürich-Reflex ist stark und in Verbindung mit Kultur noch 

stärker. Nach Abschluss der Diskussionen stellte sich schlussendlich 

aber einzig die SVP gegen den Beitrag für die Stadt Zürich. Die Alter-

native Liste wird die Beiträge für die Städte Zürich und Winterthur ge-

nehmigen. Im Folgenden würdige ich einige Teilprojekte aus kulturpo-

litischer Sicht: 
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Erfreulich ist, dass sich das Kunsthaus Zürich entschlossen hat, künftig 

keine Blackbox mehr zu sein und sich mit der kritischen Öffentlichkeit 

auseinanderzusetzen. Die Erforschung der Provenienz von 250 Werken 

aus den Sammlungsbeständen begrüsst die Alternative Liste sehr. 

Wenn wir bedenken, dass die dunkle, elitäre Ära von Herrn Becker 

(Christoph Becker, ehemaliger Kunsthaus-Direktor) noch nicht allzu 

lange zurückliegt, hoffen wir, dass dieser Schritt keine Eintagsfliege 

bleibt und Teil der Neuausrichtung des Kunsthauses wird. Als selbst-

verständlich taxieren wir die Überarbeitung der Kontextualisierung der 

Emil-Bührle-Sammlung. Am liebsten wäre uns aber, wenn die Emil-

Bührle-Stiftung ihre Leihgabe aus dem Kunsthaus abziehen würde. Es 

ist mehr als fragwürdig, dass es sich ein Kunsthaus leistet, drei ständige 

Sammlungen in einem Neubau zu beherbergen. 

Ausserordentlich gut gefällt uns das innovative Konzertformat der Ton-

halle mit dem sinnigen Namen «Tonhalle Air». Kunst und Kultur muss 

aus den Häusern heraus und dorthin, wo sich die Menschen aufhalten, 

nämlich auf belebte Plätze. Statt des Münsterplatzes könnten wir uns 

auch den Paradeplatz vorstellen. Nach all den Bankenskandalen würde 

es den dort arbeitenden Menschen sicher guttun, sich mit etwas Lebens-

werterem als totem Geld auseinanderzusetzen.  

Enorm gut gefällt uns auch die Reihe «Film und Musik» des Musikkol-

legiums Winterthur. Es spricht für eine Kulturinstitution, neue Ideen 

auszuprobieren, Experimente zu wagen und so auch breitere Bevölke-

rungsschichten anzusprechen. 

Kritischer beurteilen wir die einzelnen Teilbeiträge für diverse Gast-

spiele von Musikkollegium, Tonhalle und Schauspielhaus. Gastspiele 

gehören zu einem ordentlichen Betrieb und sollten aus den ordentlichen 

Budgets finanziert werden. Sie gehören schlicht und einfach zu einem 

ordentlichen Betrieb einer Kulturorganisation. Warum Beiträge aus der 

Legislaturtranche für die Gastspiele herhalten müssen, ist für uns nicht 

nachvollziehbar. 

Alles in allem wird die Alternative Liste, die Beiträge für die Städte 

Winterthur und Zürich mit Überzeugung genehmigen. Zu Dispositiv III 

werde ich dann noch separat sprechen. Besten Dank für Ihre Aufmerk-

samkeit. 

 

Dieter Kläy (FDP, Winterthur): Als Mitglied des Verwaltungsrates der 

Theater Winterthur AG und als Vorstandsmitglied des Musikkollegi-

ums Winterthur, abgeordnet vom Kanton, ist es mir ganz besonders 

wichtig, dass diese Vorlage gemäss Antrag der KBIK angenommen 

wird. Die Städte Winterthur und Zürich können einmal pro Legislatur 
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Gesuche für die grossen Kulturinstitutionen einreichen. Die Vorlage 

nennt, um welche es sich handelt: Neben dem erwähnten Musikkolle-

gium und dem Theater Winterthur sind es das Kunstmuseum Win-

terthur und die drei genannten Institutionen der Stadt Zürich. Naturge-

mäss bin ich als Winterthurer stärker mit den drei Winterthurer Institu-

tionen verbunden und regelmässig an deren Vorstellungen, Vernissagen 

und Konzerten. Für alle und auch für die Zürcher Institutionen waren 

die Corona-Jahre (Covid-19-Pandemie) 2020 und 2021 bekanntlich 

sehr anspruchsvoll. In der Zwischenzeit zeigt sich aber eine erfreuliche 

Tendenz. Die Zahl der Eintritte, Abos et cetera ist wieder steigend, ins-

besondere auch was die Winterthurer Institutionen anbelangt, die 

Stadtzürcher kenne ich ein bisschen zu wenig. Aber gerade beim Mu-

sikkollegium und auch beim Theater Winterthur läuft einiges und die 

Besucher- und Besucherinnenzahlen nehmen zu.  

Die KBIK schlägt in Dispositiv III eine harmlose Ergänzung vor. Nach 

dieser sollen die Beträge nach Möglichkeit so eingesetzt werden, dass 

im Rahmen der Projekte breitere Bevölkerungsschichten angezogen 

werden und die Auslastung so gesteigert wird. Eigentlich müsste es ja 

im Interesse jeder dieser Institutionen sein, möglichst breite Bevölke-

rungskreise anzuziehen, das Haus füllen zu können, möglichst zufrie-

dene Leute bei sich zu wissen, denn das bedeutet auch langfristige Kun-

denbindung. Unter diesem Gesichtspunkt können Sie dem Dispositiv 

III getrost zustimmen und den Minderheitsantrag von SP, Grünen, AL 

und EVP ablehnen. In diesem Sinne bitte ich alle, dem Antrag der 

KBIK zuzustimmen.  

Noch ein Wort zur Sprecherin der AL wegen den Gastspielen: Es gibt 

natürlich Institutionen, die vor allem Gastspiele haben, weil sie keine 

eigenen Ensembles besitzen, und die sollten natürlich auch entspre-

chend berücksichtigt werden können, denn auch Produktionen von 

Gastspielen sind aufwendig, müssen lange im Voraus geplant werden 

und führen auch dazu, dass die Besucherinnen und Besucher zufrieden 

sind. Und in diesem Sinne bitte ich, der Vorlage zuzustimmen. Besten 

Dank. 

 

Paul von Euw (SVP, Bauma): Es klingt idyllisch, was Sie heute alles 

erzählen. Ich möchte jedoch noch die ökonomische Brille anziehen und 

sage Ihnen: Es kommt mir vor wie «was interessieren mich meine 

Worte von gestern». Bei der Schaffung des Kulturfonds beantragte die 

Regierung 20 Millionen Franken zur Ausstaffierung des Fonds, um da-

mit beim Start des Fonds eine Handlungsfähigkeit zu erreichen. Damals 
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wurde von mehreren Parteien gefordert, dass dieses Geld nur der Hand-

lungsfähigkeit dient und nicht für strukturelle Ausgaben. Dies wurde 

uns damals von Frau Regierungsrätin Jacqueline Fehr auch so bestätigt. 

Der Fonds wurde in den vergangenen Jahren zuverlässig mit dem durch 

den Kantonsrat definierten Anteil an den Lotteriefondsgeldern ge-

spiesen und siehe da, die 20 Millionen Franken, welche nicht strukturell 

ausgegeben werden sollten, verschwinden nach und nach in den Kul-

turhäusern, was für das Jahr 2025 gemäss Kostenentwicklungs- und Fi-

nanzplan eine Prognose von noch lediglich 5,9 Millionen Franken Ver-

mögen ausmacht. Also 14 Millionen Franken sind bereits innert kürzes-

ter Zeit verschwunden. 

«Was interessieren mich meine Worte von gestern», zu dieser Entwick-

lung erhalten wir keine Erklärung. Es wird jedoch darauf hingewiesen, 

dass der Fonds zukünftig wieder ansteigen werde. Ja, Glauben ist gut. 

Einmal mehr: Wir werden heute wieder Geld ausgeben, welches eigent-

lich gemäss dem Lotteriefondsgesetz gar nicht vorhanden ist. Ohne mit 

den Wimpern zu zucken, öffnen wir die Geldschleuse, welche bereits 

nach wenigen Jahren zu versiegen droht. Ich appelliere deshalb an Sie: 

Unterstützen Sie Kulturinstitutionen mit Geld, welches vorhanden ist, 

und stoppen Sie die Unterstützungsgelder, wenn die Kassen leer sind. 

Werden Sie verlässlich und bleiben Sie somit glaubwürdig. Und wenn 

wir dann das Argument zur Wichtigkeit der regelmässigen Unterstüt-

zungsgelder hören, dann sage ich Ihnen: Wenn Sie eine richtige Finanz-

planung führen und offen kommunizieren, dann können Sie regelmäs-

sig Unterstützungsgelder auszahlen; vielleicht nicht in der Höhe, wie 

Sie das gerne möchten, aber Sie könnten die Regelmässigkeit wahren. 

Mit einer zu hohen Budgetierung manövrieren Sie sich in die jetzige 

Situation.  

Ich möchte noch zwei Präzisierungen anbringen: Karin Fehr, Sie haben 

gesagt, konsequenterweise müssten wir auch Winterthur streichen, 

wenn wir Zürich streichen, Sie haben Bezug auf den Zentrumslasten-

ausgleich genommen. Ich möchte darauf hinweisen, dass die Stadt Zü-

rich 43 Millionen Franken pro Jahr Zentrumslastenausgleich für die 

Kultur erhält, die Stadt Winterthur 5 Millionen Franken. Das Verhält-

nis, lade ich Sie ein, selber zu berechnen. Und es ist mir noch wichtig 

bezüglich Raubkunst zu erwähnen, Frau Fehr: Die Gelder, die wir hier 

sprechen, werden nicht für Provenienzforschung bezüglich der Bührle-

Stiftung verwendet, diese muss nämlich gemäss Abmachung zwischen 

Stadt und Kanton durch die Stadt Zürich bezahlt werden. Also diese 

Gelder stehen dafür nicht zur Verfügung. Besten Dank. 
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Rochus Burtscher (SVP, Dietikon) spricht zum zweiten Mal: Ich möchte 

gerne auf einzelne Voten replizieren. Was ihr alle hier drin festgestellt 

habt: Die 40 Millionen des Zentrumslastenausgleichs, der für die Kunst 

in der Stadt Zürich eingesetzt werden müssen, wurden einfach ausge-

blendet. Also irgendwie seid ihr auf einem oder auf beiden Augen blind. 

Ich habe auf der anderen Seite aber auch von Karin Fehr mitbekommen, 

den Zentrumslastenausgleich könnten wir gerne besprechen. Noch so 

gern! An die Adresse von Dieter Kläy: Die Corona-Jahre waren für alle, 

für die Bevölkerung, für die Jungen im Speziellen und für die Wirt-

schaft schwierig, nicht nur für die Kulturinstitutionen. An die Adresse 

der EVP: Was immer so war, soll immer so sein. Die Welt und Zürich 

verändern sich täglich, minütlich, sekündlich, also, warum sollen wir 

das nicht mal ändern? 

Der nächste Teil ist die hohe Wertschöpfung, an die Adresse der SP: 

Das ist eine Ansichtssache. Da hat im Prinzip Alexander Jäger recht: 

Ihr macht Kultur für wenige und nicht für alle. 

Und jetzt, wenn ich das noch anschauen darf: Sterben und Leben von 

Institutionen, das ist ein ganz normaler Prozess, und zwar auch in der 

Wirtschaft läuft es so. Das Schauspielhaus ist auf der Intensivstation. 

Und jetzt, was machen wir? An die Adresse der FDP, weil ja das Ge-

sundheitswesen subventioniert wird: Ihr stellt einen neuen Arzt an, 

nichts anderes, nur einen Arzt. Und das soll helfen am Schluss? Wir 

werden unter anderem auch das Dispositiv III der FDP unterstützen. 

Danke. 

 

Regierungsrätin Jacqueline Fehr: Danke für die Unterstützung dieser 

Legislaturtranche. Die Regierung ist sehr froh, dass dieses Instrument 

vom Kantonsrat weiterhin breit unterstützt wird, weil es uns kulturpo-

litisch viele Vorteile bringt im Vergleich dazu, wenn Einzelbeiträge un-

terstützt werden müssten. Mit dieser Methode, wie wir sie hier haben, 

mit den Legislaturtranchen werden die Institutionen eingeladen, ihrer-

seits die Prioritäten zu setzen und auch zu bündeln und die Projekte 

auch in einen sinnvollen Gesamtkontext zu stellen. Insofern nochmals 

herzlichen Dank für die grundsätzliche Unterstützung dieses Instru-

mentes der Kulturtranchen.  

Wir sind spät mit dieser Kulturtranche, sie gehört quasi noch zur ver-

gangenen Legislatur. Der Grund liegt in den Beratungen rund um den 

Kulturfonds, wo zuerst alle rechtlichen Grundlagen geschaffen werden 

mussten, um diese Arbeiten anzugehen.  
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Der Regierungsrat hält am ursprünglichen Antrag fest, er lehnt also die 

Minderheit Rochus Burtscher ab und unterstützt die Minderheit Sarah 

Akanji, so wie es die ursprüngliche Vorlage vorsieht.  

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass das eingefügte Dispositiv III 

rein deklaratorischen Charakter und keine Verbindlichkeit hat. Es ist 

selbstverständlich, dass ein Kulturinstitut wie das Schauspielhaus und 

alle anderen sich um das breite Zuschauerinneninteresse bemühen. Das 

ist eine Selbstverständlichkeit. Es gehört aber auch zu Kulturinstitutio-

nen, dass es Zeiten gibt, wo sich eine Institution mehr reibt mit der Öf-

fentlichkeit als zu anderen Zeiten. Es ist ja auch nicht das erste Mal, 

dass das Schauspielhaus genau in diesem Moment, wo die Intendanz 

quasi absehbar ist, plötzlich ein hohes Interesse auslöst. Sowohl die 

Vorstellung «Antigone in Butscha» wie auch die Vorstellung «Mittel-

erde» sind sehr gut besuchte Vorstellungen. Und es ist, wenn wir uns 

an die Ära Marthaler (Christoph Marthaler, Schweizer Regisseur) erin-

nern, nicht das erste Mal, dass genau dann, wenn klar wird, dass eine 

Intendanz zu Ende geht, dass dann das Interesse steigt. Das gehört zu 

Kulturinstitutionen. Kultur reibt sich mit der Gesellschaft, sie reibt sich 

mit den gegebenen Umständen. Sie setzt auch mal Akzente, die nicht 

einfach nur auf Applaus ausgerichtet sind. Das muss eine freie demo-

kratische Gesellschaft ertragen. 

Der Regierungsrat ist sehr stolz auf unsere Hauptstadt, auf die Stadt 

Zürich. Die Stadt Zürich ist eine sehr, sehr starke Marke in unserem 

Kanton. Und ein ganz wesentlicher Teil dieser starken Marke ist die 

Leistung der Kulturinstitutionen. Die Kulturinstitution geben dieser 

Stadt ganz stark das Gepräge, das sie eben zu einer weltweit wahrge-

nommenen Stadt macht; dies auch deshalb, weil Kultur im Gespräch 

ist. Kultur ist dann im Gespräch, wenn sie Akzente setzt, die sich eben, 

wie ich schon gesagt habe, mit der Gesellschaft reiben. Wenn wir ein-

fach nur gefällige Kultur in unserer Stadt hätten, wenn wir einfach über-

all quasi das weitermachen würden, was schon 100 Jahre gemacht 

wurde, wäre diese Stadt nie dort, wo sie ist. Sie könnte nie diese Funk-

tion ausüben, die sie für unseren ganzen Kanton ausübt: eine extrem 

hohe Attraktivität, die diese Stadt hat, eine extrem erfolgreiche Politik, 

die diese Stadt macht, und damit eine Marke für die ganze Schweiz. 

Und ich kann Ihnen sagen, und da sind Sie mit mir sicher einverstanden: 

Wir sind alle sehr stolz auf unsere Hauptstadt.  

Wir sind selbstverständlich auch stolz auf unsere zweite Hauptstadt, auf 

die Stadt Winterthur. Selbstverständlich muss ich, darf ich, will ich als 

Winterthurerin in dieser Regierung – wobei ich nicht die einzige bin 

(Baudirektor Martin Neukom und Gesundheitsdirektorin Natalie Rickli 
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sind ebenfalls aus Winterthurer) – sagen, ich bin natürlich auch sehr 

froh, dass die Beiträge an die Kulturinstitutionen in Winterthur so un-

bestritten sind; das war auch schon anders. Es ist sehr wichtig, dass man 

immer beachtet: Wäre die Stadt Winterthur aufgrund ihrer Grösse tat-

sächlich Hauptstadt, wäre der Beitrag des Kantons an die Kulturinstitu-

tionen deutlich grösser. Kantone leisten an die Kulturinstitutionen, an 

ihre Hauptstädte hohe Beiträge, das ist in der ganzen Schweiz so. Win-

terthur bekommt davon, weil es keine Hauptstadt ist, sehr viel weniger, 

als normale Hauptstädte es bekommen. Das bringt Winterthur auch im-

mer wieder in die schwierige Situation, trotz dieser Ausgangslage diese 

auch wiederum weit über den Kanton hinaus strahlenden Kulturinstitu-

tionen auf diesem Niveau zu betreiben. Winterthur ist deshalb sehr da-

rauf angewiesen, dass es diese Beiträge weiterhin erhält.  

Vielleicht noch ein Wort zu Herrn von Euw: Der Fonds, der Fondsbe-

stand ist nicht geplündert. Diese Beiträge, die hier beraten und hoffent-

lich auch beschlossen werden, waren immer so eingeplant, das war von 

Anfang an klar. Wir können Ihnen gerne morgen in der KBIK-Sitzung 

den aktuellen oder mehr oder weniger aktuellen Stand des Fondsbe-

stands wieder nennen. Das grosse Glück, das wir haben, ist, dass die 

Fondsmittel gegenwärtig sehr sprudeln. Es haben ja alle Fonds jetzt das 

grosse Glück, dass wir hohe Erträge haben. Aber selbst ohne das wäre 

diese Tranche eingeplant gewesen. Sie wissen es: Der Kulturfonds hat 

als erster und bisher einziger Fonds in diesem Kanton eine Strategie. 

Wir haben im Regierungsrat eine Strategie zu diesem Fonds verabschie-

det, wir haben diese der KBIK auch vorgelegt. Und diese Strategie sagt 

ja genau, dass dieser Fondsbestand nicht geplündert werden darf. Der 

Fonds wird deshalb damit auch nicht geplündert. Das vielleicht noch 

als Nachbemerkung, wir können das in der Kommission dann gerne bei 

der Rechnungsabnahme noch etwas detaillierter anschauen. Also 

summa summarum: Ich danke Ihnen für die Unterstützung und bitte Sie, 

im Sinne des regierungsrätlichen Antrags zu entscheiden. 

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 

I. 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

II. 
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Minderheitsantrag von Rochus Burtscher, Matthias Hauser, Maria 

Rita Marty, Paul von Euw: 

II. Die Gewährung eines Beitrages von Fr. 7 177 051 an die Stadt Zü-

rich für die kulturellen und Investitionsprojekte der Kunstgesellschaft 

Zürich, der Schauspielhaus Zürich AG und der Tonhalle-Gesellschaft 

Zürich AG zulasten des Kulturfonds (Leistungsgruppe Nr. 2934) wird 

nicht genehmigt. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Rochus 

Burtscher gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit  

120 : 46 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommis-

sion zuzustimmen.  

 

III. 

Minderheitsantrag von Sarah Akanji, Karin Fehr Thoma, Hanspeter 

Hugentobler, Carmen Marty Fässler, Judith Anna Stofer, Monika 

Wicki: 

Dispositiv III streichen. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): Ich möchte doch noch zum Dis-

positiv III etwas sagen: Das zusätzliche Dispositiv III lehnt die Alter-

native Liste ab. Es ist, erstens, unnötig, weil es bereits im Kulturleitbild 

und in den Legislaturzielen des Regierungsrates verankert ist. Zweitens 

hat die Auslastung im Theater auch immer mit Glück zu tun. Trifft man 

mit dem Programm gerade einen Nerv der Zeit oder eben nicht, gerade 

auch, wenn man als Theaterleitung den Auftrag hat, Neues zu wagen, 

kann man nicht per se mit einer Auslastung von 90 bis 100 Prozent 

rechnen. So ganz grottenschlecht war die Auslastung des Schauspiel-

hauses Zürich nicht, wie das lautstark in den Medien trompetet wurde. 

Gemäss Jahresbericht 2021/2022 hatte der «Pfauen» eine Auslastung 

von 57 Prozent und im «Schiffbau» waren es 67 Prozent. Weiter muss 

man berücksichtigen, dass gerade die Theater Mühe hatten und haben, 

in der Nach-Corona-Zeit ihr Publikum wieder in die teilweise engen 

Theatersäle zu bringen. Allgemein lässt sich feststellen, dass das Kul-

turleben erst seit kurzem wieder so richtig angezogen hat. Aus diesen 

Gründen lehnt die Alternative Liste das unnötige Dispositiv III ab. 

 

Alexander Jäger (FDP, Zürich): Ich finde es schon ein bisschen ko-

misch, dass man da so ein Riesentrara macht um einen Antrag, der ei-

gentlich gar nichts Spezielles ist. Man will die Auslastung ein bisschen 
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verbessern. Judith Stofer hat es gesagt, 67 Prozent, das müsste doch ein 

bisschen zu toppen sein. Schauen Sie mal, wenn Sie im Sport an Ver-

anstaltungen gehen, gehen Sie an den Fussballmatch (Heiterkeit), dort, 

wo viele Leute sind, da spielt die Mannschaft in der Regel gut. (Zwi-

schenrufe: «GC») Ja genau, GC (Grasshoppers Club Zürich) spielt 

nicht so gut. Genau so ist es: Spielt man nicht so gut, dann wird es lang-

sam immer schlechter, und wir wollen jetzt eine Trendwende herbei-

führen. Das will ja die Regierung auch. Folglich geben wir uns eine 

Chance, dass die Zuschauerzahlen wieder steigen und das Schauspiel-

haus in der Ansicht der Zuschauer wieder ein Haus ist, das man gerne 

besucht und wo man gerne hingeht. Deshalb, stimmen Sie diesem An-

trag zu. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Sarah 

Akanji gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 103 : 64 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen.  

 

IV. 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

3. Digitale Gemeindeparlamente 

Antrag der Kommission für Staat und Gemeinden vom 28. Oktober 

2022 zur parlamentarischen Initiative Gabriel Mäder 

KR-Nr. 214/2020 

 

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt), Referent der Kommission für Staat 

und Gemeinden (STGK): Die STGK beantragt Ihnen einstimmig, die PI 

von Gabriel Mäder abzulehnen. Sie wurde als Reaktion in der Corona-

Pandemie auf das erhöhte Bedürfnis nach digitalen Kommunikations-

lösungen eingereicht. Mit der von SP und FDP unterstützten Initiative 

wird verlangt, dass Gemeindeparlamente ihre Verhandlungen für einen 

begrenzten Zeitraum unter Einsatz elektronischer Kommunikationsmit-

tel führen können, sofern das übergeordnete Recht die Durchführung 

von Präsenzsitzungen verhindert und solche faktisch verunmöglicht 
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sind. Zudem wird in der PI gefordert, dass die Parlamentsgemeinden in 

ihren Geschäftsordnungen die Zuständigkeit darüber regeln, welches 

Organ digitale Verhandlungen anordnen sowie die organisatorischen 

und technischen Rahmenbedingungen für die Durchführung von digi-

talen Parlamentsverhandlungen festlegen kann. In der Stellungnahme 

kommt der Regierungsrat zusammengefasst zur Ansicht, dass es keiner 

Ermächtigung im kantonalen Recht bedürfe, damit in Notlagen digitale 

Parlamentsverhandlungen zulässig sind. Ebenso verlange das Gemein-

degesetz keine Regelung zu digitalen Gemeindeparlamenten auf Stufe 

Gemeindeordnung, um in Notlagen virtuelle Plenarversammlungen 

auch durchführen zu dürfen. Dazu sei auch keine Änderung der Ge-

meindeordnung erforderlich, vielmehr genüge eine rechtliche Grund-

lage im Organisationserlass eines Parlaments. Zu regeln seien insbeson-

dere die Voraussetzungen, die Rahmenbedingungen, das Verfahren und 

die Zuständigkeit für den Entscheid, virtuell zu tagen. Der Organisati-

onserlass dürfe auch hybride Sitzungen vorsehen. Die Direktion der 

Justiz und des Innern hat alle Parlamentsgemeinden mit Schreiben vom 

11. April 2022 über die Rechtsauffassung des Regierungsrates orien-

tiert. Parlamentsgemeinden ist es somit unbenommen, die Organisati-

onserlasse entsprechend zu ändern. Und vor diesem Hintergrund sah 

die STGK keinen Handlungsbedarf für die PI und für eine Änderung 

des Gemeindegesetzes.  

Namens der einstimmigen STGK beantrage ich Ihnen, die PI abzu-

lehnen. Besten Dank. 

 

Roman Schmid (SVP, Opfikon): Ich kann es heute kurz machen und 

danke meinem Vorredner für die allgemeinen Ausführungen. Eingangs 

danke ich der Kommission und dem Regierungsrat für die Arbeit, wel-

che in der Kommission und in der Verwaltung gemacht wurde. Die 

SVP-Kantonsratsfraktion war anfangs sehr skeptisch gegenüber dieser 

parlamentarischen Initiative. So sahen wir nicht, warum im Gesetz neue 

Paragrafen entstehen sollen, welche es den Gemeindeparlamenten er-

lauben sollen, digital zu tagen. Ich war nicht Mitglied der zuständigen 

Kommission, beobachtete aber als Neo-Altgemeinderat von Opfikon 

die Entwicklung in meiner und in umliegenden Parlamentsgemeinden. 

Ich gebe es zu, es war anfangs nicht einfach, eine Parlamentssitzung 

nach dem Lockdown durchzuführen. Es gab da sehr viele Fragen, wel-

che am Anfang unbeantwortet waren. Und auch der Bundesrat tat sei-

nen Beitrag dazu, indem er in einer seiner ersten Verordnungen die Par-

lamente schlichtweg nicht namentlich erwähnte. Und Sie mögen sich – 

nicht alle hier, aber einige – sicher erinnern, dass es der Regierungsrat 
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war, der uns einmal verboten hat, hier im Kantonsrat zu tagen, eine 

Kantonsratssitzung abzuhalten. Aber schlussendlich konnte dieser Exe-

kutiv-Fauxpas durch die konstruktive Zusammenarbeit zwischen Ge-

schäftsleitung und Regierungsrat beigelegt werden und so tagten wir 

unter Kollege Dieter Kläy als erstes Parlament in der Schweiz über-

haupt nach Schutzkonzept in der Halle 7 physisch und nicht virtuell, 

weitere Parlamente folgten uns. Ich gebe Ihnen recht, es gab Parla-

mente, welche sich die Frage stellten, ob Parlamente auch digital tagen 

dürfen; es waren jedoch wenige respektive, bis die Frage beantwortet 

wurde, tagten die meisten auch schon wieder physisch.  

Der SVP war es immer sehr wichtig, dass die Parlamentstätigkeit unter 

Schutzkonzepten stets möglich war, stets möglich sein muss. Die SVP 

ist froh, dass die Klärungen hier in diesem Fall ergaben, dass die Parla-

mente im Kanton Zürich rechtlich auf der sicheren Seite sind und keine 

neuen Paragrafen im Gemeindegesetz nötig sind. Es besteht in dieser 

Sache kein expliziter gesetzgeberischer Handlungsbedarf, Einzelheiten 

sollen in den jeweiligen Gemeindeordnungen respektive im Organisa-

tionserlass festgehalten werden.  

Wir stimmen mit der Kommissionsmehrheit und lehnen die ursprüngli-

che parlamentarische Initiative ab. Vielen Dank. 

 

Nicola Yuste (SP, Zürich): Bei einstimmigen Kommissionsentscheiden 

laufen wir immer etwas Gefahr, dass wir Ihnen hier aus allen Lagern 

dasselbe erzählen, ich versuche mich also kurz zu fassen: Die SP hat 

das Anliegen der PI für digitale Gemeindeparlamente klar unterstützt. 

Kantonsrat Felix Hoesch, Mitunterzeichner der PI, hat in seinem Votum 

zur vorläufigen Überweisung bereits die wichtigen Gründe genannt: 

Gemeindeparlamente müssen in Notsituationen, sollte die Versamm-

lungsfreiheit eingeschränkt werden oder eine physische Sitzung aus 

sonstigen aussergewöhnlichen Umständen unmöglich sein, immerhin 

die Möglichkeit haben, virtuell zu tagen, sofern sie dies möchten. Eine 

solche Lösung für den Notfall, klar begrenzt auf den Zeitraum der aus-

sergewöhnlichen Lage, ist für die SP eigentlich das absolute Minimum 

und sollte selbstverständlich sein. Und die Einführung einer solchen 

Massnahme in die Kompetenz der Gemeinde zu legen, macht für uns 

auch absolut Sinn. Die Gemeinde soll über die Durchführung ihrer Par-

lamentssitzungen, über den Erhalt ihrer demokratischen Institutionen 

selber entscheiden können, Stichwort «Gemeindeautonomie», das wer-

den Sie heute nicht zum letzten Mal hören. 
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Und dass wir für das Fortführen der Demokratie gewisse Einbussen in 

Kauf nehmen müssen, ist auch klar. Die Gemeinden werden Erfahrun-

gen sammeln müssen und es wird anfangs zu Pannen kommen, das ist 

sicher. Aber ohne Erfahrungen werden wir auch nicht besser.  

So breit, wie die PI unterstützt wurde, so wohlwollend hat sich auch die 

STGK diesem Thema gewidmet. Dementsprechend hat die Ablehnung 

der PI auch keinen politischen Grund, sondern einen ganz pragmati-

schen: Sie haben es schon von unserem Alt-STGK-Präsidenten (Stefan 

Schmid) gehört, wir sind in der Kommission schlicht zum Schluss ge-

kommen, dass es keine Gesetzesänderung benötigt, um dem Anliegen 

gerecht zu werden. Wenn man das heutige Gemeindegesetz im Sinne 

der Gemeindeautonomie auslegt, dann sind virtuelle Parlamentssitzun-

gen zwar nicht thematisiert, aber eben auch nicht verboten und deshalb 

zulässig. Die Probe aufs Exempel hat dann die totalrevidierte Gemein-

deordnung der Stadt Zürich geliefert, welche dem Gemeinderat die 

Aufgabe zuschreibt, die gesetzlichen Grundlagen für ein virtuelles Par-

lament in ausserordentlichen Lagen zu erlassen und welche von der Re-

gierung vorbehaltlos genehmigt wurde. Es braucht also keine Änderung 

im kantonalen Gemeindegesetz, ja, nicht einmal zwingend eine Ände-

rung der Gemeindeordnung. Es reicht eine Anpassung des Organisati-

onserlasses des Parlaments respektive des Gemeindeerlasses. Damit 

dies auch allen Gemeinden klar ist und Rechtssicherheit herrscht, hat 

die JI (Direktion der Justiz und des Innern) die Gemeinden darüber in 

einem Schreiben informiert. 

Es sind am Ende also alle glücklich: Das Anliegen ist umgesetzt, die 

Gemeinden haben Rechtssicherheit, und dafür ist nicht einmal eine Ge-

setzesänderung nötig. Wir haben also noch Ressourcen geschont – 

wenn es nur immer so einfach wäre. Wir werden der Ablehnung somit 

auch zustimmen und danken an dieser Stelle noch einmal der JI und 

auch der STGK für die gute Behandlung. Vielen Dank. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Ich möchte mich ganz herzlich bei den 

Kommissionsmitgliedern der STGK und bei Regierungsrätin Jacque-

line Fehr für die wohlwollende Aufnahme und Behandlung der Initia-

tive bedanken. Ziel und Zweck der Initiative war es, den Gemeinden so 

rasch wie möglich die Durchführung von digitalen Parlamentssitzungen 

in Krisenzeiten zu ermöglichen. Zum Zeitpunkt der Einreichung der PI 

war diese Frage umstritten, weshalb die PI Klarheit schaffen sollte. Da-

bei ist die Kommission nach der Sichtung der Gesetzeslage zum 

Schluss gekommen, dass die aktuelle Gesetzeslage digitale Sitzungen 

nicht verbietet, eine Haltung, die die Regierung durch die Genehmigung 
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eines solchen Passus bei der Totalrevision der Gemeindeordnung der 

Stadt Zürich bestätigt hat und in einem Brief an die Gemeinden noch-

mals explizit zum Ausdruck brachte. Zudem wies sie daraufhin, dass 

für die Durchführung eine rechtliche Grundlage im Organisationserlass 

des Gemeindeparlaments ausreiche und eine Änderung der Gemeinde-

ordnung nicht notwendig sei. 

Damit ist das primäre Ziel der Initiative, dass Gemeinden digitale Par-

lamentssitzungen anordnen können und deren Legitimität gewährleistet 

ist, erreicht. Und wenn dazu nicht einmal eine Gesetzesanpassung not-

wendig ist, freut uns von der GLP dies umso mehr. Bei der Ausarbei-

tung des Initiativtextes war einer der am intensivsten diskutierten 

Punkte die Frage, wann eine digitale Sitzung sinnvoll sei, ob nur in aus-

serordentlichen Lagen oder allgemeinen Notlagen oder, wie es dann 

rechtlich unspezifisch im Text formuliert wurde, wenn physische Sit-

zungen faktisch verunmöglicht seien. Die Ablehnung der Initiative ist 

hierbei aus liberaler Sicht sehr erfreulich. Durch die Ablehnung werden 

keine neuen Einschränkungen eingeführt, sondern die Gemeindeauto-

nomie bleibt maximal bewahrt. Die Gemeinden können nun selbst ent-

scheiden, ob sie eine Ratssitzung digital oder physisch durchführen 

möchten, ohne dass sie aufgrund von übergeordnetem Recht spezielle 

Vorbedingungen oder Umstände nachweisen müssen. 

Geschätzte Gemeindeparlamente, nutzen Sie diese Chance und zeigen 

Sie, dass nicht nur die Verwaltungen immer digitaler werden, sondern 

auch die Parlamente die neuen technischen Möglichkeiten zu nutzen 

wissen. Neue Erfahrungen erweitern den Horizont und fördern das Ver-

ständnis für die Herausforderungen in der Verwaltung und der Privat-

wirtschaft.  

Ein Wermutstropfen aber bleibt: Wie die Regierung und die Kommis-

sion richtig festgestellt haben, wären die Gemeindeparlamente gefor-

dert gewesen, Vorbereitungen für digitale Parlamentssitzungen in Hin-

blick auf die nächste Krise zu treffen. Nun aber bleibt es bei der Frei-

willigkeit. Und dabei ist es in Parlamenten oft so, dass die aktuellen 

Probleme als die wichtigsten erscheinen und vorsorgliche Aufgaben nur 

auf geringes Interesse stossen. Deshalb mein Appell an die Gemeinde-

parlamente: Mit Krisen ist es wie beim Fussball, nach dem Spiel ist vor 

dem Spiel, respektive, nach der Krise ist vor der Krise. Jetzt ist die Zeit 

zum Handeln. Nutzen Sie sie und nehmen Sie das Angebot des Gemein-

deamtes an, Sie bei der Ausarbeitung einer Regelung zu unterstützen. 

Die GLP wird der Ablehnung unserer PI aufgrund der Erfüllung des 

Anliegens, dass Gemeindeparlamente in Krisenzeiten digital tragen 

können, ebenfalls zustimmen. Besten Dank. 
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Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Die Pandemie hat sehr viele neue Her-

ausforderungen an uns herangetragen, und wir haben uns mit Themen 

beschäftigt, die vorher kaum jemals ein Thema waren. Es hat ganz viele 

Themen gegeben, die relevant und zentral waren, und die Pandemie hat 

vor allem auch gezeigt, wie wichtig schnelle und auch gut abgestützte 

politische Entscheide sind. Und sie hat auch gezeigt, dass die Rolle der 

Parlamente in Krisensituationen sehr wichtig ist. Die Exekutive darf 

nicht einfach durchregieren. So war es zum Beispiel sehr problema-

tisch, als die Sitzung des Kantonsrates schlicht verboten wurde. Wir 

haben uns dann die Frage gestellt: Wie funktionieren unsere Gemein-

deparlamente, wenn wir uns physisch nicht treffen können? Und sind 

gesetzliche Grundlagen für digitale Sitzungen überhaupt vorhanden? 

Diese Frage haben wir in der STGK geprüft und festgestellt – Sie haben 

es gehört –, die gesetzlichen Grundlagen sind vorhanden. Denn der Re-

gierungsrat hat die Gemeindeordnung der Stadt Zürich gutgeheissen, 

welche ebendiese gesetzlichen Grundlagen geschaffen hat. Wichtig ist 

für uns, dass die Gemeinden selber entscheiden können, ob sie einen 

Gemeindeerlass machen oder nicht.  

Es bleibt der Dank an den an die Initianten. Wir haben nun Klarheit in 

einer wichtigen Frage zum Funktionieren unserer Demokratie auch in 

Krisenzeiten. Für die Grünen ist es hingegen wichtig, dass die Parla-

mente, wenn immer möglich, physisch tagen können. Und die Erfah-

rungen im Kanton Zürich haben gezeigt, dass dies während der Pande-

mie mit guten Schutzkonzepten durchaus möglich war. Das digitale Ta-

gen von Parlamenten soll die absolute Ausnahme bleiben. Die Grünen 

lehnen diese PI aus den erklärten Gründen ab. 

 

Jean-Philippe Pinto (Die Mitte, Volketswil): Als Sprecher der ehemali-

gen CVP habe ich bereits am 26. April 2021 anlässlich der vorläufigen 

Unterstützung darauf hingewiesen, dass Parlamentsgemeinden bereits 

gestützt auf das geltende Recht virtuelle Parlamentssitzungen vorsehen 

können. Es braucht hierzu eine nötige gesetzliche Grundlage, auf Ge-

meindeebene einen Organisationserlass. Jede Parlamentsgemeinde 

kann daher selber entscheiden, ob sie eine Regelung erlassen will oder 

nicht. Das ist der Kerngehalt der Gemeindeautonomie und diese sollte 

nicht durch eine kantonale Regelung eingeschränkt werden. 

Die Mitte ist heute froh, dass diese Haltung der Direktion der Justiz und 

des Innern und der STGK geteilt wird. Die PI Mäder schränkt wahr-

scheinlich unbeabsichtigt die Gemeindeautonomie ein. Die Mitte lehnt 

daher die PI ab, dankt aber den Initianten für den guten Input. 
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Ratspräsidentin Sylvie Matter: Die Regierungsrätin wünscht das Wort 

nicht, somit kommen wir zur Abstimmung. Die Kommission hat den 

Antrag auf Ablehnung der PI gestellt. Dies ist einem Antrag auf Nicht-

eintreten gleichzustellen.  

 

Abstimmung 

Der Kantonsrat beschliesst mit 163 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltun-

gen), die parlamentarische Initiative KR-Nr. 214/2020 abzulehnen.  

 

II. 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

4. Für ein kommunales Stimm- und Wahlrecht für Ausländerinnen 

und Ausländer 

Antrag des Regierungsrates vom 16. Juni 2021 und geänderter Antrag 

der Kommission für Staat und Gemeinden vom 25. November 2022 

Vorlage 5727a 

 

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt), Referent der Kommission für Staat 

und Gemeinden (STGK): Die STGK beantragt Ihnen mit 8 zu 7 Stim-

men, die Behördeninitiative des Zürcher Stadtrates abzulehnen, und mit 

dem gleichen Stimmenverhältnis auch den Antrag an den Regierungsrat 

zur Ausarbeitung eines ausformulierten Gegenvorschlags. Mit der Ini-

tiative in der Form einer allgemeinen Anregung fordert der Stadtrat der 

Stadt Zürich die zuständigen Organe des Kantons auf, die Kantonsver-

fassung dahingehend zu ändern, dass den Gemeinden die Möglichkeit 

gegeben wird, ein kommunales Stimmrecht sowie das aktive und pas-

sive Wahlrecht für Ausländerinnen und Ausländer einzuführen, sofern 

sie mindestens zwei Jahre in der Gemeinde Wohnsitz haben. In der Be-

gründung weist der Stadtrat von Zürich darauf hin, dass in Gemeinden 

mit einem hohen Anteil an Ausländerinnen und Ausländern diese Be-

völkerungsgruppe von der politischen Mitsprache ausgeschlossen ist. 

Zwar sei es dem Stadtrat ein Anliegen, das sich die ausländische Bevöl-

kerung einbürgern lässt, was jedoch erst nach zehn Jahren Aufenthalt 

in der Schweiz und nach zwei Jahren in der Wohngemeinde möglich 
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sei. Ein kommunales Stimm- und Wahlrecht für Ausländerinnen und 

Ausländer würde besonders in Gemeinden mit einem grossen Anteil 

nicht-schweizerischer Bevölkerung die Demokratie stärken und die in 

den Gemeindeabstimmungen und Wahlen getroffenen Entscheide brei-

ter abstützen.  

Die Kommission hat im Zuge der Beratungen diverse Anhörungen 

durchgeführt. Stellung nahmen unter anderem der Verband der Ge-

meindepräsidien im Kanton Zürich (GPV), der Verband der Zürcher 

Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber, die Diskussions-

plattform Secondas Zürich, die Reformierte Kirche des Kantons Zürich, 

der Thinktank Avenir Suisse sowie eine Bündner Gemeinde, die über 

mehrere Jahre Erfahrung mit dem Stimm- und Wahlrecht für die aus-

ländische Bevölkerung aufweist. 

Die Kommissionsmehrheit schliesst sich dem Antrag des Regierungs-

rates an, die Behördeninitiative abzulehnen. An Wahlen und Abstim-

mungen teilzunehmen, soll jenen Personen vorbehalten bleiben, die 

sich langfristig in der Schweiz niederlassen und genügend in die Ge-

sellschaft integriert sind. Damit wird sichergestellt, dass diejenigen Per-

sonen politisch mitentscheiden, die mit dem politischen System der 

Schweiz ausreichend vertraut sind. Um sich bei Wahlen und Abstim-

mungen gebührend zu informieren und sich eine eigene Meinung bilden 

zu können, sind Deutschkenntnisse zwingend erforderlich. Das Bürger-

recht setzt minimale Deutschkenntnisse voraus. Auch daher ist es rich-

tig, dass die demokratische Mitbestimmung mit dem Bürgerrecht ein-

hergehen soll. Ein kommunales Stimm- und Wahlrecht würde zudem 

zu einem Flickenteppich und zu Ungleichheit innerhalb des Kantons 

führen. 

Die Kommissionsminderheit ist gestützt auf die intensive Beratung zum 

Schluss gelangt, dass die vom Stadtrat Zürich geforderte Einführung 

eines kommunalen Stimm- und Wahlrechts für Ausländerinnen und 

Ausländer ein berechtigtes und unterstützungswürdiges Anliegen ist, 

wodurch das Milizsystem gestärkt würde. Die Minderheit der Kommis-

sion stellte auch den Antrag, der Regierungsrat sei zu beauftragen, ei-

nen ausformulierten Gegenvorschlag zur Behördeninitiative auszuar-

beiten. Darin seien, stichwortartig zusammengefasst, folgende Krite-

rien zu berücksichtigen: Fakultative Einführung, kommunales Auslän-

derstimmrecht mit gleichen Regeln und Wohnsitzfristen in allen Ge-

meinden, sowohl aktives als auch passives Wahlrecht gewähren, um 

Personen die Wahl in Gemeindeämter zu ermöglichen, Abstimmung 

auch über Geschäfte von Gemeindezweckverbänden und kommunales 

Stimmrecht an Niederlassungsbewilligung C und an einen mindestens 
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zweijährigen Wohnsitz im Kanton Zürich knüpfen. Soweit zum Antrag 

der Minderheit.  

Wie erwähnt, bitte ich Sie namens der STGK, sowohl die Behördenini-

tiative abzulehnen als auch den Antrag, dass der Regierungsrat uns ei-

nen ausformulierten Gegenvorschlag unterbreiten soll. Besten Dank. 

 

Minderheitsantrag von Nicola Yuste, Isabel Bartal, Urs Dietschi, Mi-

chèle Dünki-Bättig, Sonja Gehrig, Karin Joss und Silvia Rigoni: 

I. Der Regierungsrat wird beauftragt, einen ausformulierten Gegenvor-

schlag zur Behördeninitiative «Für ein kommunales Stimm- und Wahl-

recht für Ausländerinnen und Ausländer» im Sinn des nachfolgenden 

Berichts auszuarbeiten. 

Erläuternder Bericht 

I. Ausarbeitung eines Gegenvorschlags 

Der Regierungsrat wird beauftragt, einen ausformulierten Gegenvor-

schlag zur Behördeninitiative «Für ein kommunales Stimm- und Wahl-

recht für Ausländerinnen und Ausländer» auszuarbeiten. Dabei soll der 

Regierungsrat folgende Kriterien berücksichtigen: 

– Der Gegenvorschlag soll ein kommunales Ausländerstimmrecht er-

möglichen, welches die Gemeinden fakultativ einführen können. 

Gleichzeitig soll der Gegenvorschlag dafür sorgen, dass für alle Ge-

meinden, die das Ausländerstimmrecht einführen möchten, die gleichen 

Regeln und Wohnsitzfristen gelten. Damit soll sichergestellt werden, 

dass die Gemeinden autonom über die kommunalen demokratischen 

Rechte entscheiden können, ohne dass ein Flickenteppich unterschied-

licher Fristen und Regelungen entsteht.  

– Mit dem Gegenvorschlag sollen Ausländerinnen und Ausländer so-

wohl das aktive als auch das passive kommunale Wahlrecht erhalten. 

Es soll ihnen folglich auch möglich sein, sich in Gemeindeämter wählen 

zu lassen. Mit der Schaffung dieser Möglichkeit soll das Milizsystem 

auf Gemeindeebene gestärkt werden, was unter anderem auch einem 

zentralen Anliegen des Think-Tanks Avenir Suisse entspricht. 

– Der Gegenvorschlag soll auch von Gemeinden gebildete Zweckver-

bände einschliessen. Bei Zweckverbands-Abstimmungen sollen alle 

Stimmberechtigten der beteiligten Gemeinden abstimmen können. Der 

Regierungsrat wird in diesem Zusammenhang gebeten, besonders zu 

prüfen, ob zu diesem Zweck neben der Schaffung einer rechtlichen 

Grundlage auf Kantonsebene allenfalls weitere Massnahmen nötig 

sind. 
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– Der Gegenvorschlag soll die Gemeinden bei der Einführung eines 

kommunalen Ausländerstimmrechts verpflichten, folgende Vorausset-

zungen vorzuschreiben: Das kommunale Stimmrecht soll nur erlangen, 

wer 

– über eine Niederlassungsbewilligung C verfügt und 

– mindestens zwei Jahre ununterbrochen im Kanton Zürich gelebt hat. 

II. Begründung 

Die Kommission für Staat und Gemeinden (STGK) hat gestützt auf den 

Antrag des Regierungsrates vom 16. Juni 2021 (vgl. Vorlage 5727) am 

10. September 2021 mit der Beratung der Behördeninitiative des Stadt-

rates von Zürich «Für ein kommunales Stimm- und Wahlrecht für Aus-

länderinnen und Ausländer» begonnen. Dabei hat sie in einem ersten 

Schritt in Vertretung des Stadtrates von Zürich die Zürcher Stadtpräsi-

dentin angehört. Zudem hat sich die STGK durch die Direktorin der 

Justiz und des Innern auch die ablehnende Haltung des Regierungsra-

tes präsentieren lassen. In einem zweiten Schritt hat die STGK je eine 

Vertretung des Verbands der Gemeindepräsidien des Kantons Zürich 

(GPV), des Vereins Zürcher Gemeindeschreiber und Verwaltungsfach-

leute (VZGV), der überparteilichen Diskussionsplattform Secondas Zü-

rich, der Reformierten Kirche Kanton Zürich, des Think-Tanks Avenir 

Suisse, des Seminars für Kulturwissenschaft und Europäische Ethnolo-

gie der Universität Basel und einen Gemeindeschreiber einer Bündner 

Gemeinde angehört, die bereits über mehrere Jahre Erfahrung mit dem 

Stimm- und Wahlrecht für Ausländerinnen und Ausländer verfügt. Da-

bei hat sich die Kommission insbesondere mögliche Vor- und Nachteile 

der Einführung eines kommunalen Stimm- und Wahlrechts für Auslän-

derinnen und Ausländer aufzeigen lassen. Mit dem breit angelegten 

Kreis der Anhörungsgäste wollte die STGK sich ein möglichst umfas-

sendes Bild über das Ausländerinnen- und Ausländerstimmrecht auf 

kommunaler Ebene verschaffen. 

Im Rahmen ihrer Beratung hat die Kommission festgestellt, dass das 

Anliegen der Behördeninitiative bei mehreren der kantonsrätlichen 

Fraktionen Unterstützung finden könnte. Bereits in einem frühen Sta-

dium der Beratung haben dabei die Kommissionsmitglieder, welche 

sich vorstellen konnten, das Anliegen der Behördeninitiative zu unter-

stützen, signalisiert, dass sie für die Beratung eines Gegenvorschlags 

offen seien. Allerdings wurde deutlich, dass eine mehrheitsfähige Vor-

lage strengere Bedingungen vorsehen müsste. Aufgrund dieser Aus-

gangslage hat die STGK über mögliche Kriterien diskutiert, an welche 

die Einführung eines kommunalen Stimm- und Wahlrechts für Auslän-

derinnen und Ausländer geknüpft sein könnte. Dabei hat sich gezeigt, 
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dass insbesondere hinsichtlich des Vorgehens bei Abstimmungen in in-

terkommunalen Zweckverbänden bei der Einführung des kommunalen 

Stimm- und Wahlrechts für Ausländerinnen und Ausländer Fragen auf-

treten könnten. 

Die Kommissionsminderheit ist gestützt auf die intensive Beratung zum 

Schluss gelangt, dass die vom Stadtrat geforderte Einführung eines 

kommunalen Stimm- und Wahlrechts für Ausländerinnen und Auslän-

der ein berechtigtes und unterstützenswertes Anliegen ist. Ihres Erach-

tens würde dadurch auch das Milizsystem auf Gemeindeebene gestärkt. 

Allerdings erachtet die Kommissionsminderheit es im Unterschied zum 

Initianten als wichtig, dieses Stimm- und Wahlrecht an umfassendere 

Bedingungen als lediglich an den vorgeschlagenen Mindestwohnsitz 

von zwei Jahren in der entsprechenden Gemeinde zu knüpfen. Eine 

Wohnsitzdauer in der Schweiz von fünf bis zehn Jahren erscheint ihr 

deshalb als angebracht. Diese Vorgabe würde mit der Bedingung des 

Besitzes einer Niederlassungsbewilligung C erfüllt. Zudem garantiert 

die Niederlassungsbewilligung C aus ihrer Sicht auch ein gewisses 

Sprach- und Integrationsniveau der Ausländerinnen und Ausländer. 

Gestützt auf diese Überlegungen wird der Regierungsrat beauftragt, ei-

nen Gegenvorschlag im Sinne der im vorangehenden Kapitel dargeleg-

ten Vorgaben auszuarbeiten. 

 

Nicola Yuste (SP, Zürich): Gerne begründe ich unseren Minderheitsan-

trag aus der STGK: Es ist nicht so, dass wir von der SP die Behörden-

initiative ablehnen würden, aber wie so oft in der Politik geht es auch 

hier darum, einen gut ausgewogenen, potenziell mehrheitsfähigen 

Kompromiss zu finden, hinter den sich auch jene stellen können, die 

zwar vielleicht keine grossen Anhängerinnen und Anhänger des Aus-

länderinnenstimmrechts sind, die aber für eine saubere Regelung im 

Sinne der Gemeindeautonomie Hand bieten möchten. Weil es die Re-

gierung verpasst hat, das Anliegen ernst zu nehmen und eine konkrete 

Umsetzungsvorlage zuhanden des Kantonsrats zu erarbeiten, diskutie-

ren wir heute noch ziemlich abstrakt über ein kommunales Stimmrecht 

für Nichtschweizerinnen. Damit wir uns dereinst mit einer konkreten 

Vorlage befassen können, verlangen wir von der Regierung mit dem 

Minderheitsantrag die Ausarbeitung eines ausformulierten Gegenvor-

schlags nach klar definierten Eckpunkten. Diese Eckwerte haben wir 

uns nicht aus den Fingern gezogen, sie sind das Ergebnis etlicher Sit-

zungen und Gespräche, die wir seit letztem Juni geführt haben. 

Dass der Gegenvorschlag quasi in letzter Minute dann doch noch die 

Mehrheit in der Kommission verloren hat, ist besonders schade, da 
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diese Kriterien einen gemässigten Kompromiss darstellen, der auch An-

liegen der bürgerlichen Seite berücksichtigt. So soll der Gegenvor-

schlag dafür sorgen, dass für alle Gemeinden, die das fakultative kom-

munale Ausländerstimmrecht einführen möchten, die gleichen Regeln 

und Wohnsitzfristen gelten, ein Anliegen, das aus der Mitte eingebracht 

wurde. Um das Milizsystem auf Gemeindeebene zu stärken, soll so-

wohl das aktive als auch das passive kommunale Wahlrecht einge-

schlossen sein. Ein Anliegen des Thinktanks Avenir Suisse. Und wir 

beschränken das Recht auf Erlangung des kommunalen Stimmrechts 

auf Personen mit Niederlassungsbewilligung C und mindestens zwei 

Jahren ununterbrochenem Wohnsitz im Kanton Zürich. Einfach gesagt: 

Wir wollen den Gemeinden die Möglichkeit geben, sofern ihr Stimm-

volk dies möchte, langfristig hier wohnhafte Personen, die sich sprach-

lich gut verständigen können und in der Gesellschaft integriert sind, 

auch politisch mitbestimmen und mitgestalten zu lassen. Eine kantonale 

Wohnsitzfrist entspricht ausserdem viel eher den heutigen Lebensum-

ständen als eine kommunale. Wir haben damit also einen Vorschlag auf 

dem Tisch, der alles andere als revolutionär ist. Aber das Thema «Aus-

länderinnenstimmrecht» scheint für viele von Ihnen trotzdem ein rotes 

Tuch zu sein. Wir haben dieses Jahr im Zuge einer Einzelinitiative (KR-

Nr. 406/2022) ja schon einmal über dieses Thema gesprochen. Ich habe 

Ihnen dann schon dargelegt, wie absurd ich es finde, dass wir heutzu-

tage in einer liberalen demokratischen Gesellschaft über so etwas 

Grundlegendes wie das Recht einer jeden Bewohnerin, über die Be-

lange ihrer Gemeinde, über die Verwendung ihrer Steuergelder mitzu-

bestimmen, streiten müssen. Stattdessen behandeln wir das Stimmrecht 

in der Schweiz immer noch wie ein durch Geburt übertragenes, fast hei-

liges Privileg, das Auswärtigen nur dann gnadenhalber erteilt wird, 

wenn sie sich dieser Ehre nach langer harter Prüfung würdig erwiesen 

haben. Und es stimmt nicht, es ist nicht in der Schweiz, es ist im Kanton 

Zürich so, viele andere Kantone handhaben das anders. Die Verknüp-

fung mit der Farbe des Passes scheint dabei ähnlich willkürlich wie die 

Verknüpfung mit dem Geschlecht oder der Religion, die wir in der 

Schweiz bis vor nicht allzu langer Zeit kannten.  

Sie wissen mittlerweile, das Thema liegt mir am Herzen und ich bin 

vielen von Ihnen schon mit Argumenten und Fakten in den Ohren gele-

gen, habe aufgezählt, wie viele Gemeinden und Kantone das Stimm-

recht für Nichtschweizerinnen bereits eingeführt haben, welch gute Er-

fahrungen Gemeindepräsidentinnen und -präsidenten aller politischen 

Couleur damit gemacht haben, wie viele namhafte Bürgerliche das 

Stimmrecht für Nichtschweizerinnen unterstützen oder welch positiven 
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Effekt die Ausweitung des Stimmrechts für die Demokratie und unser 

Milizsystem hat. Ich musste aber auch lernen: Damit rede ich mir nur 

den Mund fusselig. Es ist komplett egal, wie viele gute Argumente und 

Zahlen für das Anliegen sprechen. Es geht Ihnen um ein Prinzip. Es 

geht um die elementare Frage, ob wir das Stimmrecht als Grundrecht 

der Mitglieder unserer Gesellschaft verstehen oder als sakrosanktes Pri-

vileg, das ohne Staatsbürgerschaft unerreichbar bleiben soll. Nun, die 

entscheidende Frage heute ist aber nicht, wie Sie, liebe Kolleginnen und 

Kollegen, zu dieser Frage stehen, sondern die Frage ist, wer über diese 

Frage zu entscheiden hat. Sie, die heute zweimal Nein stimmen werden, 

trauen es den Zürcher Gemeinden offensichtlich nicht zu, diese Frage 

demokratisch für sich zu klären. Oder auch dieses Argument habe ich 

in den letzten Monaten gehört: Die Frage ist Ihnen gar zu wichtig, als 

dass Sie die Entscheidung den Gemeinden überlassen wollen. Da werde 

ich stutzig: zu wichtig für einen demokratischen Entscheid der Ge-

meinde? Ein interessantes Staatsverständnis, in dem die wichtigen po-

litischen Entscheide möglichst weit oben gefällt werden und die Ge-

meinden gerade noch über ihre Müllabfuhr entscheiden dürfen. Das 

Ende des Föderalismus, das in den Medien bereits heraufbeschwört 

wird, scheint Ihnen gerade recht zu kommen. Aber, liebe Kantonsrätin-

nen und Kantonsräte, ob der Föderalismus im Kanton Zürich wirklich 

am Ende ist, ob sich der Kanton wirklich der Gemeindeautonomie in 

den Weg stellt, das haben Sie heute in der Hand. Denn die Gemeinde-

autonomie ist nicht geschenkt. Die Kantonsverfassung sagt zwar «Der 

Kanton anerkennt die Selbständigkeit der Gemeinden». Der Grundsatz 

der Subsidiarität ist auch in der Bundesverfassung verankert. Aber die 

Bundesverfassung macht auch deutlich, dass die Gemeindeautonomie 

nicht prinzipiell garantiert ist. Sie ist nur nach Massgabe des kantonalen 

Rechts gewährleistet. Das heisst, wir, die kantonalen Gesetzgeber, sind 

dafür verantwortlich, die Gemeindeautonomie zu wahren. Ich möchte 

an dieser Stelle den Präsidenten des GPV des Kantons Zürich (Jörg 

Kündig) zitieren, wie er in seinen Willkommensworten auf der Website 

schreibt: «Die Gemeindeautonomie und die Selbständigkeit der Ge-

meinden geniessen im Kanton Zürich einen hohen Stellenwert. Sie ver-

hindern Gleichmacherei, sind Ansporn und schaffen auch Identität.» 

Schöner hätte ich es nicht sagen können. Argumentieren Sie, liebe Kol-

leginnen und Kollegen, also bitte nicht mit dem Vorwand eines Flicken-

teppichs. Wir haben in sehr vielen Belangen einen überaus bunten Fli-

ckenteppich im Kanton Zürich, Stichwort «Gemeindesteuerfüsse», und 

das scheint Sie bisher auch nie gestört zu haben. Ausserdem ist eine 
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gewisse Diversität zwischen den Gemeinden gewollt, wie Sie von 

Herrn Kündig gelernt haben. 

Also, seien Sie konsequent und stehen Sie auch dann für die Gemein-

deautonomie ein, wenn das Anliegen nicht Ihren Partikularinteressen 

entspricht. Ja, die Frage nach der politischen Mitbestimmung ist wich-

tig. Aber wer wäre besser qualifiziert, über diese wichtige Frage zu ent-

scheiden, als das Stimmvolk der betroffenen Gemeinde? Und noch ein 

Wort zu den geschätzten bürgerlichen Stadtzürcherinnen und -zürchern 

hier im Rat: Ich kann nicht von Ihnen verlangen, dass Sie so überzeugte 

Anhängerinnen und Anhänger des Ausländerstimmrechts werden wie 

die FDP Stadt Zürich, die – ich zitiere aus dem «Tagblatt» – klar pro 

Ausländerstimmrecht ist, weil – nun paraphrasiere ich – viele in diesem 

Segment Ihre Wähler sind, Leute, die etwas erreichen und Verantwor-

tung übernehmen wollen. Nein, so überzeugt von der Sache wie die 

FDP Stadt Zürich müssen Sie gar nicht sein. Stehen Sie dem Anliegen 

der Stadt Zürich einfach nicht im Weg und erlauben Sie ihr, selber dar-

über zu bestimmen, mehr braucht es gar nicht. Unterstützen Sie daher 

den gemässigten Kompromiss in Form unseres Minderheitsantrags. 

Wenn wir heute Nein stimmen, ist die Chance verpasst und wir können 

über Jahre und Jahrzehnte nicht mehr darüber diskutieren. Verpassen 

wir diese Chance nicht, vielen Dank. 

 

Christina Zurfluh Fraefel (SVP, Wädenswil): Rechte und Pflichten sind 

unabdingbar miteinander verbunden, und sobald sich Ausländerin-

nen/Ausländer einbürgern lassen, dürfen sie abstimmen und wählen. 

Aufgrund des Einbürgerungsprozesses verfügen sie über ein gewisses 

Grundverständnis für unser einzigartiges Politsystem. Die Hürde der 

Einbürgerung im Kanton Zürich ist im Vergleich mit anderen Kantonen 

eher tief angesetzt. Wenn wir nun also diese Grundvoraussetzung der 

Einbürgerung abschaffen, fehlt den Abstimmenden und Wählenden die 

ganzheitliche Betrachtungsweise und sie kennen Zusammenhänge und 

Zürcher oder Schweizer Eigenheiten nicht oder ungenügend. Zudem 

kann es durchaus sein, dass sie nach ein paar Jahren wieder aus der 

Schweiz wegziehen. Sie würden also wählen und abstimmen, ohne all-

fällige Konsequenzen mitzutragen. Das erscheint uns nicht zielführend. 

Wenn nun noch jede Gemeinde selber entscheiden soll, ob sie diese 

Möglichkeit schaffen will oder nicht, entsteht – nebst dem Aufwand – 

ein Durcheinander und Unverständnis in der Bevölkerung. Eine Ge-

meinde führt das ein, eine angrenzende zum Beispiel nicht. Sollte zu-

dem im Extremfall über die Köpfe der Schweizer Bürger hinweg ent-

schieden werden, ist sozialer Unfrieden vorprogrammiert. Das wollen 
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wir unseren Stimmbürgerinnen und Stimmstimmbürgern nicht zumu-

ten. 

Wenn also unsere Demokratie gestärkt werden soll, dann bitte mit Per-

sonen, die über Kenntnisse der Schweizer Demokratie verfügen, die 

Grundwerte unserer Verfassung teilen und der deutschen Sprache 

mächtig sind. Gerade bei Abstimmungsunterlagen braucht es sehr oft 

mehr als eine Schlagzeilen-Lesebereitschaft. Gute Deutschkenntnisse 

sind also unabdingbar und dies wäre hier absolut nicht gewährleistet. 

Wir sind klar der Auffassung, dass ein solches Gesetz im Stil von «Ab-

stimmung-to-go», ohne Commitment und somit ohne Bindung oder 

weiterführende Verpflichtung im Kanton Zürich total fehl am Platz ist. 

Es werden falsche Zeichen gesetzt und nebenbei riesiger Aufwand ver-

ursacht. 

Rechte und Pflichten gehören für uns unabdingbar zusammen. Wir den-

ken, auch die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger werden das so se-

hen. Wir von der SVP/EDU-Fraktion lehnen diese Initiative und auch 

den Gegenvorschlag ab. Danke. 

 

Isabel Bartal (SP, Zürich): Wir sprechen heute über ein Thema, das von 

grosser Bedeutung und Tragweite für unsere Gesellschaft ist. Die poli-

tische Gleichberechtigung zwischen Schweizerinnen sowie integrierten 

Ausländerinnen. Und merken Sie sich das, ich spreche hier von inte-

grierten Ausländerinnen. Mit Ihnen teile ich doch die Auffassung, dass 

diese Gleichberechtigung grundsätzlich durch den Weg der Einbürge-

rung erreicht werden kann. Und ich mache Sie noch darauf aufmerk-

sam, dass wir hierfür bekanntlich die Integration fordern und fördern. 

Und diese Forderung und Förderung sollte alle gesellschaftlichen Be-

reiche erfassen, einschliesslich der politischen Rechte. Denn die Mög-

lichkeit zur politischen Beteiligung an der staatlichen Willensbildung 

auf kommunaler Ebene steigert die Bereitschaft, sich mit der Gemeinde 

auseinanderzusetzen und Verantwortung zu übernehmen. Die Einbin-

dung in die lokalpolitische Verantwortung stellt einen wesentlichen 

Baustein der Integration dar. Es ist nicht ein Weg dorthin, es ermöglicht 

es erst. 

Im Kanton Zürich verfügen beinahe drei Viertel der ausländischen Per-

sonen über eine Niederlassungsbewilligung, das wissen Sie. Und es ist 

eine Unterstellung, über diese Leute zu sagen, dass sie keine Ahnung 

haben, wie die Gesellschaft in der Schweiz funktioniert. Diese Men-

schen leben und arbeiten seit Jahren in unserem Kanton und leisten ei-

nen unverzichtbaren Beitrag zu unserem Wohlergehen. Indem wir 

ihnen die Möglichkeit für politische Rechte einräumen, geben wir ihnen 



32 

das angemessene Gegenstück – und nicht weniger und nicht mehr – zu 

den ihnen auferlegten Pflichten. Dieses Recht hat nicht nur faktische 

Bedeutung, nein, es hat auch eine wichtige symbolische Tragweite. Es 

zeigt, dass wir sie als vollwertige Mitglieder unserer Gesellschaft aner-

kennen. Indem wir politische Teilhabe fördern, stärken wir nicht nur 

ihre Integration, sondern auch die gesellschaftliche Zusammenarbeit, 

den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die demokratischen Werte, 

auf denen unsere Gesellschaft aufbaut. Wir stärken uns, wir stärken un-

seren Kanton.  

Die Einbürgerung ist nach wie vor langwierig und mit Hürden verbun-

den. Auch die einbürgerungswilligen Menschen haben bis zur Einbür-

gerung lang, viel zu lang, keine politischen Rechte. Es vergehen min-

destens zwölf Jahre, bis man soweit ist, auch wenn man sich einbürgert. 

Ebenso ist zu bedenken, dass bei der Einbürgerung der Schweiz be-

stimmte Nationalitäten wie Österreich, Belgien, Spanien, die Nieder-

lande und über 50 weitere verloren gehen. Dies führt oft dazu, dass aus 

tiefgreifenden Beweggründen und trotz Integration auf eine Einbürge-

rung verzichtet werden muss. Und das gibt es, zum Beispiel, weil man 

in eine Erbstreitigkeit im Heimatland verwickelt ist oder dass man 

Grundstücke besitzt. Es ist ja nicht so, dass man, wenn man hierher-

kommt, plötzlich keine Verbindungen mehr mit dem ursprünglichen 

Land hat. 

Bekanntlich haben – und das wird immer wieder gesagt – bereits acht 

Kantone das Stimm- und Wahlrecht auf kommunaler Ebene eingeführt. 

Dass damit positive Erfahrungen gemacht wurden, ist auch bekannt. 

Wichtig ist, dass wir heute und hier sagen, dass die Gemeinden im Kan-

ton Zürich die gleiche Möglichkeit bekommen, ihnen soll diese Mög-

lichkeit eingeräumt werden. Denn die Gemeindeautonomie – und auch 

hier ist es ein bisschen befremdlich, wenn plötzlich der GPV anderer 

Meinung ist –, die Gemeindeautonomie spielt in diesem Parlament 

zweifellos immer eine äusserst wichtige Rolle. Eine Suche im Archiv 

seit 1990 hat ergeben – das habe ich gestern Abend noch gemacht –, 

dass es insgesamt 249 Geschäfte zur Gemeindeautonomie in diesem Rat 

gab. Es wäre daher unverständlich, beinahe stossend, wenn wir plötz-

lich und gerade bei diesem Anliegen die gebührende Wichtigkeit der 

Gemeindeautonomie ignorieren würden. 

Im Jahr 2004 habe ich die Einzelinitiative von Dimitri Sarisavas (KR-

Nr. 264/2004) mit eingereicht, die das Stimm- und Wahlrecht auf Ge-

meindeebene für ausländische Personen forderte. Leider wurde sie da-

mals in der Abstimmung mit 94 zu 56 Stimmen abgelehnt. Ja, das ist 

beinahe 20 Jahre her. Ich bin noch da und die Situation hat sich nicht 



  33 

verändert. So hoffe ich, wie in Bob Dylans (US-amerikanischer Sänger 

und Lyriker) Lied: «The times they are a-changin'.» Es ist an der Zeit, 

politische Gleichberechtigung für alle in unserem Kanton lebenden 

Menschen zu verwirklichen. Seien Sie mutig, seien Sie fair, sagen Sie 

heute Ja zur Demokratie. Danke. 

 

Michael Biber (FDP, Bachenbülach): Ich gehe mit meiner Vorrednerin 

einig, dass es sich tatsächlich um ein sehr spannendes und sehr wichti-

ges Anliegen handelt. Entsprechend fundiert hat sich die STGK, die 

vorberatende Kommission, auch mit dieser Thematik auseinanderge-

setzt. Und wenn man sich eben mit der Thematik auseinandersetzt, dann 

kommt man relativ rasch zu einer Feststellung, und zwar zur Feststel-

lung, dass wir eigentlich in der privilegierten Situation sind, ein relativ 

junges – auf jeden Fall in Anbetracht unserer direktdemokratischen Pro-

zesse –, ein relativ junges Volksverdikt zu diesem Thema vorliegen ha-

ben. Im Kanton Zürich haben wir im Jahr 2013 über dieses Anliegen 

abgestimmt, und es war klar: Die Stimmbevölkerung des Kantons Zü-

rich möchte kein Stimmrecht für Ausländerinnen und Ausländer. Die 

Stadt Zürich hat mit 61 Prozent am wenigsten deutlich abgelehnt. Jetzt 

können Sie sagen, okay, die Vorlage damals war kompliziert, war ko-

misch, war nicht richtig. Aber dieses Argument greift zu kurz. Wenn 

man sich beispielsweise die Ablehnung im Bezirk Bülach von 85 Pro-

zent anschaut, dann greift das zu kurz. 

Aber mindestens so interessant wie die Feststellung, dass die Stimmbe-

völkerung des Kantons Zürich – und ich wage jetzt zu behaupten – auch 

heute dieses Anliegen noch nicht will, ist natürlich die Frage: Weshalb 

ist denn ein Stimmrecht für Ausländerinnen und Ausländer nicht sinn-

voll? Und da möchte ich mit einem für die FDP ganz, ganz wichtigen 

Punkt beginnen: Wir möchten keine Konkurrenz zum Bürgerrecht etab-

lieren. Was meine ich damit? Das Statistische Amt hat das Jahr 2020 

analysiert. Das Statistische Amt hat erhoben, wie viel potenziell stimm- 

und wahlberechtigte Personen im Kanton Zürich leben, also Auslände-

rinnen und Ausländer mit festem Wohnsitz, welche über 18 Jahre alt 

sind. Im Kanton Zürich könnten sich 49 Prozent dieser Personen ein-

bürgern, sie würden die Voraussetzungen erfüllen. In der Stadt Zürich 

sind es 39 Prozent, die die Voraussetzungen erfüllen. Und sehen Sie, 

wenn man jetzt, wie wir, diesen Personen als mündigen Menschen ge-

genübertritt, die hoch individuell abgewogen haben «möchte ich mich 

einbürgern lassen oder nicht» und für sich zum Entscheid gekommen 

sind «ich möchte mich nicht einbürgern lassen», dann ist es doch der 

grundfalsche Weg, die Einbürgerung noch unattraktiver zu gestalten 
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und diesen Personen das kommunale Stimm- und Wahlrecht einfach so 

noch auf den Weg zu geben. Die FDP möchte, dass sich diejenigen 

Menschen, die das können, einbürgern lassen. Das ist staatspolitisch 

wünschenswert und das muss angestrebt werden. 

Und jetzt komme ich gleich zum nächsten Thema, warum ein kommu-

nales Stimm- und Wahlrecht für Ausländerinnen und Ausländer eben 

nicht nötig ist: Gerade auch die Ratslinke muss das akzeptieren, denn 

es wird von ihr oftmals ins Feld geführt. Der Prozess der Einbürgerung 

wird von Ihrer Seite als ein Verwaltungsakt behandelt. Es ist also allen, 

die die politischen Rechte, die vollwertigen politischen Rechte anstre-

ben, glasklar, welche Bedingungen sie erfüllen müssen, um vollständig 

partizipieren zu können. Und verstehen Sie, das ist Wertschätzung den-

jenigen Personen gegenüber, die diesen Weg auf sich nehmen, die Ein-

bürgerung absolvieren, eingebürgert werden, ihnen dann die vollen po-

litischen Rechte zuzugestehen. Und darum möchten wir nicht abrücken 

vom Grundsatz, dass die politischen Rechte mit der Staatsbürgerschaft 

einhergehen. Notabene ist der Regierungsrat des Kantons Zürich auch 

dieser Meinung. 

Ein Argument, das für uns auch wichtig ist, es wurde erwähnt, sind die 

Rechte und Pflichten. Und da können Sie nachher einwerfen, ja, so viel 

mehr Pflichten gibt es ja nicht, wenn man sich einbürgern lässt. Das 

stimmt. Es ist vor allem eine Pflicht, und das ist die Dienstpflicht. Aber 

diese ist nicht zu unterschätzen und diese möchten wir nicht unterwan-

dern.  

Dann wird es jetzt hier so dargestellt, als ob es völlig klar wäre: Über-

geben wir das doch den Gemeinden, wir entscheiden heute ja gar nicht. 

Jede Gemeinde kann dann für sich individuell noch entscheiden, ob es 

sinnvoll ist oder nicht, das Stimmrecht für Ausländerinnen und Auslän-

der einzuführen. Ich freue mich, da gehe ich auch einig, ich freue mich 

sehr, dass Sie sich derart vehement für die Gemeindeautonomie einset-

zen. Wenn es aber um den Grundbedarf bei der Sozialhilfe geht, dann 

sehen Sie das nicht so – ich erinnere an die PI Marti (KR-Nr. 181/2022 

von Sibylle Marti) –, aber hier setzen Sie sich dafür ein. Aber setzen Sie 

sich doch auch ein in Belangen, in denen die Gemeinden wirklich auto-

nom sind. Also bei den politischen Rechten haben dann der Kanton und 

der Bund ohnehin noch einiges mitzureden, und ganz wichtig: Hier han-

delt es sich um ein Grundrecht. Und bei Grundrechten, ja, da muss man 

wirklich gut abwägen, wie viel man in die unterste Staatsebene gibt. 

Und vorhin – Kollegin Yuste hat das gesagt – ist das Votum gefallen 

«je wichtiger, desto eher nach unten delegieren». Das ist meines Erach-

tens auch ein spannender Ansatz, aber gemäss diesem Ansatz müsste 
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die Landesverteidigung auch in die Gemeinden herunter delegiert wer-

den, denn diese ist auch enorm wichtig. 

Und ja, wir stehen dazu: Bei einem Grundrecht wie dem Stimm- und 

Wahlrecht, ja, da möchten wir keinen Flickenteppich im Kanton Zürich. 

Ja, da möchten wir kein Ausspielen der einzelnen Gemeinden gegenei-

nander. Ja, da möchten wir kein Verwirrspiel von neu zugezogenen Per-

sonen, die nicht wissen, ob sie jetzt links oder rechts abstimmen können 

oder nicht. Und notabene, so ist es auch die Regel in der Schweiz. Es 

ist nicht so, dass jeder Kanton um uns herum dieses Recht föderal regelt 

und die Gemeinden da selber entscheiden können. Meines Wissens ha-

ben es genau zwei Halbkantone und der Kanton Graubünden so gere-

gelt. Es wäre also eher ein Kuriosum, wenn der Kanton Zürich das auch 

so regeln würde, anstatt umgekehrt. Der Kanton Solothurn hat es ver-

sucht – ich glaube, im Jahr 2021 war die Abstimmung – und abge-

schmettert.  

Noch etwas zum Minderheitsantrag: Das ist spannend, beim Minder-

heitsantrag zeigt sich ja – es wurde von einem Kompromiss gesprochen 

–, aber da zeigt sich ja auch die Frage: Ab wann wird einer Person zu-

getraut, dass sie genügend ertüchtigt ist, unser – ich nenne es mal im 

positiven Sinn – eigenwilliges, direktdemokratisches System zu verste-

hen und daran zu partizipieren? Die ursprüngliche Behördeninitiative 

wollte zwei Jahre. Ich merke, wir sind uns alle einig, dass das viel, viel 

zu kurz ist. Wenn Sie sich vorstellen, Sie ziehen neu hierhin und dann 

müssen Sie sich nach zwei Jahren selber die Steuern auferlegen in den 

Versammlungsgemeinden. Ja, das versteht dann vielleicht nicht jeder 

oder jede. Aber darum soll jetzt eben auch die Niederlassungsbewilli-

gung C als Voraussetzung gelten. Also grundsätzlich erhält man die 

Niederlassungsbewilligung C nach zehn Jahren, dann kann man diese 

beantragen. Und dann gibt es – ich nenne es jetzt bewusst etwas provo-

kativ – einen exklusiven Kreis, der das nach fünf Jahren kann. Aber da 

muss ich Sie schon fragen: Für wen machen wir denn das jetzt? Also 

dann unterteilen wir wieder in stimmberechtigt oder nicht und sind ei-

gentlich wieder gleich weit mit einer rechten Übung, und das bringt es 

nicht. Notabene sind genau diese Leute, die nach fünf Jahren die Nie-

derlassungsbewilligung haben können, dann auch diejenigen, die sich 

so schnell als möglich einbürgern lassen sollen, das ist ganz, ganz wich-

tig.  

Also Fazit, ich mache es jetzt kurz, das Fazit: Die Forderung zielt an 

der Bevölkerung vorbei. Wir wollen keine Konkurrenz zum Bürger-

recht, ganz wichtig, wir wollen, dass sich die Leute einbürgern lassen. 
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Die Rechte und von mir aus die Pflichten sollen einhergehen. Und be-

züglich der Grundrechte: Ja, wenn wir können, möchten wir einen fö-

deralen Flickenteppich vermeiden. Und noch zum Schluss: Von einem 

Demokratiedefizit in einem Land zu sprechen, in dem Sie sich jedes 

Jahr selber die Steuern auferlegen können oder eben nicht, in dem wir 

über Hornkühe (gemeint ist eine Volksinitiative, die ein Verbot der 

Enthornung von Kühen vorsah) abstimmen, das entbehrt jeglicher 

Grundlage. Darum lehnen Sie mit uns zusammen ab, besten Dank. 

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Wenn wir als Kantonsrat nicht auf das 

Anliegen der Stadt Zürich eintreten, ist das mehr als nur eine verpasste 

Chance. Es ist das Verweigern eines berechtigten Anliegens der gröss-

ten Gemeinde des Kantons. Und es ist ein vorzeitiges Abwürgen eines 

Prozesses, zu dem sich der höchste Souverän, das Volk des Kantons 

Zürich, noch hätte äussern können. Aber die rechte Ratsseite des Kan-

tonsrates masst sich an, nicht auf den Wunsch der Stadt Zürich einzu-

treten, nicht mal mit einem Gegenvorschlag. Und sie nimmt dem 

Stimmvolk den Entscheid vorweg. Denn wie immer bei einer Verfas-

sungsänderung hätte das Volk das letzte Wort gesprochen; hätte, denn 

so weit kommt es ja nun nicht, denn die Verfassung des Kantons ver-

unmöglicht den Gemeinden die Einführung eben des gewünschten 

kommunalen Stimm- und Wahlrechts und der Kantonsrat untersagt den 

Gemeinden somit ihre Entscheidungskompetenz, die sie unter Befra-

gung ihrer Gemeindebevölkerung hätten wahrnehmen können. 

Dabei würde ein kommunales Stimm- und Wahlrecht die Gemeindeau-

tonomie stärken. Ja, es ist so, es würde sie stärken. Schliesslich hätten 

die Gemeinden selber auf jeden Fall das letzte Wort, ob sie die Auslän-

derinnen und Ausländer auf Ebene Gemeinde stärker partizipieren las-

sen möchten oder eben nicht. Denn es geht hier «nur» – in Anführungs-

zeichen – um ein Stimm- und Wahlrecht auf Ebene Gemeinde, und auch 

dies nur, falls die Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde dies 

wünschen. Es geht hier um eine zusätzliche Option, eine Gestaltungs-

möglichkeit der Gemeinden, nicht mehr und nicht weniger.  

Es geht aber auch um die Stärkung unserer Demokratie und der demo-

kratischen Rechte der Gemeinden. Der Anteil der Bevölkerung, der po-

litisch mitentscheiden dürfte, würde erhöht, und zwar so, dass es eben 

keinen Flickenteppich an Regeln in den Gemeinden gibt. Denn die Rah-

menbedingungen wären für alle Gemeinden gleich, wir haben es gehört: 

ununterbrochene Mindestwohndauer im Kanton von zwei Jahren und 
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eine Niederlassungsbewilligung C. Damit würden Kurzaufenthalter o-

der nicht integrierte Personen vom Ausländerstimmrecht ausgeschlos-

sen.  

Auch materiell finden die Grünliberalen das Anliegen berechtigt. Im 

Kanton Zürich liegt der Ausländerinnen- und Ausländeranteil bei knap-

pen 30 Prozent, der grösste Anteil sind Deutsche. Ausländerinnen und 

Ausländer tragen massgeblich zum Wohlergehen und zum Wohlstand 

unserer Gesellschaft bei und nehmen wichtige Funktionen wahr, bei-

spielsweise in der IT, in der Forschung, in der Wissenschaft oder auch 

im Gesundheitswesen. Fast jeder zweite Spitalarzt oder Spitalärztin in 

der Schweiz ist Ausländer oder Ausländerin. Ohne sie wären unsere 

Spitäler wohl nicht funktionsfähig. Wer hier lebt, hier arbeitet, hier 

Steuern und Gebühren zahlt, hier seine Kinder zur Schule schickt und 

sich in hiesigen Vereinen engagiert, soll doch auch mitbestimmen dür-

fen, ob ihr Spital ausgebaut wird, wie Strassen gestaltet werden, wo 

Schulen gebaut oder ob Spielplätze, Sportplätze erstellt werden sollen. 

Breiter abgestützte Wahlen stärken zudem die Legitimation der Behör-

den und der Verwaltung. Und ein Pionier wäre der Kanton Zürich oh-

nehin nicht. Denn acht – nicht zwei – Kantone, acht Kantone und über 

600 Schweizer Gemeinden, das heisst rund ein Viertel aller Gemeinden, 

kennen das kommunale Ausländerinnen- und Ausländerstimmrecht be-

reits heute. Auch die reformierten und katholischen Landeskirchen ken-

nen das seit 13 Jahren. Die Mitbestimmung in einer Gemeinschaft, die 

nicht vom Pass abhängig ist, hat sich also bewährt und ist auch zeitge-

mäss, wie sich zeigt. Zudem würde sich der Pool an potenziellen Kan-

didatinnen und Kandidaten für Milizämter vergrössern, denn nicht im-

mer stehen die Leute Schlange, wenn es zum Beispiel um ein Exeku-

tivamt in einer Gemeinde geht. Dass dies sehr gut funktionieren kann 

und auch funktioniert, versicherte uns neben dem Präsidenten der Re-

formierten Kirche (Michel Müller) auch der Gemeindeschreiber von A-

rosa, Jan Diener. Gemäss einer Umfrage von Avenir Suisse sitzen bei 

den 600 Gemeinden sogar bereits heute in 12 Prozent der Gemeinden 

Ausländerinnen und Ausländer in der Exekutive, dies vor allem in klei-

neren Gemeinden. Dass das also funktioniert, haben wir gesehen, er-

möglichen wir das doch auch den Gemeinden im Kanton Zürich.  

Die Grünliberalen unterstützen den Minderheitsantrag und somit ein 

freiwilliges kommunales Stimm- und Wahlrecht. Danke. 

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Für eine Demokratie ist es ein wichtiges 

Thema, zu definieren, wer zur Gemeinschaft gehört, wer mitbestimmen 

darf und wer ausgeschlossen ist. Und die Geschichte des Stimm- und 
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Wahlrechts in der Schweiz ist eine Geschichte der schrittweisen Aus-

weitung dieses Rechts. 1848 haben wir begonnen, das Stimm- und 

Wahlrecht nur für eine sehr kleine Gruppe der Bevölkerung zu öffnen. 

Es waren lediglich die christlichen Männer, die damals an den politi-

schen Prozessen teilnehmen durften. In vielen kleinen Schritten wurde 

die Gruppe der Berechtigten dann ausgeweitet. Menschen mit knappen 

finanziellen Verhältnissen durften mitreden, Frauen und die 18 bis 20-

Jährigen. Und heute haben wir im Kanton Zürich wieder eine Möglich-

keit, einen Schritt weiter zu gehen und weiter auszuweiten und auch 

eine Gruppe von Ausländerinnen und Ausländer zu unserer politischen 

Gemeinschaft zu zählen. Es geht hier um einen ersten Schritt, um einen 

ersten Schritt für ein fakultatives Stimm- und Wahlrecht auf Gemein-

deebene für Niedergelassene, und zwar um ein aktives und passives 

Wahlrecht für Niedergelassene, welche seit mindestens zwei Jahren im 

Kanton Zürich wohnen. Das ist wahrlich nichts Revolutionäres, was wir 

hier vorhaben.  

Einige Kantone in der Schweiz kennen das Wahl- und Stimmrecht für 

Ausländerinnen und Ausländer auf kantonaler Ebene oder fakultativ auf 

kommunaler Ebene. Ja, warum ist dieser nächste Schritt der Auswei-

tung nun wichtig? Es geht zum einen um die Verminderung des Demo-

kratiedefizits. Ja, Michael Biber, wir haben ein Demokratiedefizit, auch 

wenn wir über Hornkühe abstimmen dürfen. Das Problem in der 

Schweiz ist, dass der Anteil der Menschen, der ausgeschlossen ist, klar 

zu gross und sehr stark gewachsen ist. In der Stadt Zürich ist ein Drittel 

der Bevölkerung von den politischen Prozessen ausgeschlossen, bei den 

30- bis 39-Jährigen ist es die Hälfte.  

Dann geht es um eine Verringerung der Probleme im Milizsystem. 

Viele Gemeinden haben Mühe, ihre politischen Ämter zu besetzen, und 

die Ausweitung – geplant ist ja auch das passive Wahlrecht –, die Aus-

weitung stärkt dieses Milizsystem. Dann: Die Wahrnehmung von poli-

tischen Rechten führt zu einer verbesserten Partizipation, und diese Par-

tizipation ist sehr wichtig für unsere Gesellschaft, wichtig in dem Sinne, 

dass unser Zusammenhalt gestärkt ist. Dann gibt es noch einen wichti-

gen finanzpolitischen Grund: Ausländerinnen und Ausländer zahlen 

Steuern, und zwar nicht zu knapp. Und dass sie mitentscheiden dürften, 

zumindest auf Gemeindeebene, was mit diesem Geld passieren soll, das 

wäre doch nur einfach anständig. 

Wir haben auch einige Staaten in Europa, Niederlande und Österreich, 

die keine Doppelbürgerschaft erlauben. Und trotzdem sollte es uns 

wichtig sein, dass sich auch diese Menschen, die bei uns gut integriert 

sind, politisch einbringen können, auch wenn sie sich ihrem Heimatland 
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noch verbunden fühlen. Letztlich sollen Gemeinden selber entscheiden 

können, ob sie ein Stimm- und Wahlrecht einführen wollen. Die Viel-

falt im Kanton Zürich ist eine Realität. Der Kanton soll vielfältig blei-

ben und das geht nur mit einer Stärkung der Gemeindeautonomie. 

Der vorliegende Vorschlag des Minderheitsantrags, für wen dieses 

Stimm- und Wahlrecht gelten soll, ist das Ergebnis von langen Diskus-

sionen in der Kommission. Aus der Sicht der Grünen ist diese Gruppe, 

die neu berechtigt werden soll, das heisst nur die Niedergelassenen ein-

zuschliessen, diese Gruppe ist aus unserer Sicht viel zu klein; zu klein 

für das, was wir uns unter einer fortschrittlichen Ausländerinnen- und 

Ausländerpolitik vorstellen. Trotzdem anerkennen wir aber, dass eine 

Ausweitung des Stimm- und Wahlrechts schon immer langsam erfolgt 

ist, und können uns sehr gut hinter diesen sehr gemässigten Vorschlag 

der Kommissionsminderheit stellen. Mit unserer Kompromissbereit-

schaft signalisieren wir ein Entgegenkommen an die vorsichtigen 

Kräfte in unserem Kanton und wünschen uns dabei natürlich auch von 

dieser Seite her eine gewisse Kompromissbereitschaft. 

Wenn Sie nun den Minderheitsantrag der Kommission unterstützen, sa-

gen Sie Ja zu einem Auftrag an die Regierung, einen sehr gemässigten 

Vorschlag auszuarbeiten. Und Sie sagen Ja zur Ermächtigung der Ge-

meinden, die das wünschen, in der Geschichte der Demokratie einen 

weiteren Schritt in Richtung einer Ausweitung zu machen, und Ja zur 

Vielfalt im Kanton Zürich, was nur mit einer guten Autonomie der Ge-

meinden möglich ist. Ich danke Ihnen für die Unterstützung des Min-

derheitsantrags der SP, Grünen und GLP. 

 

Jean-Philippe Pinto (Die Mitte, Volketswil): Die Debatte über das Aus-

länderstimmrecht ist nicht neu, alle paar Jahre flammt sie wieder auf. 

Die Pro- und Kontra-Argumente sind ebenfalls bekannt, auch hierzu hat 

sich in den letzten Jahren nicht viel verändert. Die Mitte-Fraktion hat 

sich intern ausgiebig mit der Behördeninitiative des Stadtrates von Zü-

rich und dem Gegenvorschlag von SP, GLP und Grünen auseinander-

gesetzt, mit dem der Regierungsrat beauftragt würde, einen ausformu-

lierten Gegenvorschlag zur Behördeninitiative auszuarbeiten.  

Vorweg: Die Mitte lehnt die Behördeninitiative einstimmig ab. Der Ge-

genvorschlag stösst aber auf einige Sympathien. Mehrheitlich wird aber 

auch der Gegenvorschlag abgelehnt. Die Minderheitsmeinung wird Jo-

sef Widler vertreten. Es ist der SP, GLP und den Grünen zugutezuhal-

ten, dass die Kriterien für den Gegenvorschlag zu einer klaren Ver-

schärfung gegenüber der Behördeninitiative führen. Die Mitte war in 
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diesem Prozess auch miteinbezogen und konnte einige kritische Punkte 

und Verschärfungen ansprechen.  

Nun, wieso wird die Behördeninitiative einstimmig und der Gegenvor-

schlag mehrheitlich abgelehnt? Tatsache ist, dass im Kanton Zürich 

rund 400'000 Ausländerinnen und Ausländer leben, zwei Drittel davon 

länger als fünf Jahre, die zwar Steuern zahlen – ich hoffe es zumindest 

–, aber zu kommunalen Projekten und Ausgaben nichts zu sagen haben 

und auch nicht in die kommunalen Behörden wählbar sind. Viele dieser 

Personen könnten sich einbürgern lassen, viele wollen dies aber nicht. 

Dies kann verschiedene Gründe haben: nicht genügende Sprachkennt-

nisse, kein guter Leumund, kein Wille ins Militär zu gehen, die beste-

hende Staatsbürgerschaft nicht aufgeben zu müssen, et cetera. Ein Ver-

zicht auf die Einbürgerung ist ihr gutes Recht. Werden diese Leute das 

aktive und passive Stimm- und Wahlrecht ausüben? Kaum. In den letz-

ten Wochen habe ich mich als Gemeindepräsident an verschiedenen 

Anlässen, auch beim Einkaufen, mit Ausländerinnen und Ausländern 

über das Stimm- und Wahlrecht unterhalten. Offenbar ist dies in meiner 

Gemeinde kein grosses Thema. Im Mittelpunkt stehen der Job, die Fa-

milie, die steigenden Mieten und Preissteigerungen überall und das fak-

tische Aufnahmeverbot des lokalen Fussball-Vereins. Viele Personen, 

die die C-Niederlassungsbewilligung besitzen, sind sprachlich nicht in 

der Lage, sich mit dem aktiven und passiven Wahlrecht auseinanderzu-

setzen. Sie sehen das aber absolut auch ein und sind auch absolut rea-

listisch. Ja, diese Personen suchen etwas, und zwar den nächsten 

Schritt, die Einbürgerung, sind sich aber auch dort bewusst, dass die 

sprachlichen Hürden noch härter und noch strenger sind. Sie wollen 

aber die Einbürgerung nicht wegen dem aktiven und passiven Wahl-

recht, es geht um die Reisefreiheit. Und auch dort sind die Leute absolut 

realistisch.  

Die Mehrheit der Mitte ist der Meinung, dass das Stimm- und Wahl-

recht mit dem Bürgerrecht verknüpft ist und den Abschluss einer er-

folgreichen Integration darstellt. Die politische Teilhabe soll jenen Per-

sonen vorbehalten bleiben, die bereit sind, sich einbürgern zu lassen. 

Die Einbürgerung löst Rechte und Pflichten aus. Kritisiert wird von der 

Mehrheit, dass für die Erlangung der Niederlassungsbewilligung 

sprachlich tiefere Hürden vorgesehen sind als für die Erlangung des 

Bürgerrechts. Die heutigen Abstimmungsvorlagen setzen ein sehr gutes 

Verständnis der deutschen Sprache voraus. Es stellt sich aber auch die 

Frage, wieso das aktive und passive Wahlrecht eingeführt werden soll. 

Vielleicht wäre eine Beschränkung auf das aktive Wahlrecht in einer 

ersten Phase eher mehrheitsfähig. 
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Die Einbürgerung ist dagegen ein grosses Thema, das habe ich bereits 

gesagt, und das ist auch grundsätzlich der richtige Schritt. Zudem sind 

die Verfahren für die zweite und dritte Generation vereinfacht worden. 

Auch die Mitte sieht, dass es für gewisse Leute selbstverständlich ein 

Interesse gibt, sich aktiv politisch zu beteiligen. Nur stellt sich da die 

Frage: Diese Personen, die das erfüllen könnten, könnten sich auch 

ohne weiteres einbürgern lassen. Den Ausländerinnen und Ausländern 

sollen Rechte eingeräumt werden, ohne auf der anderen Seite eine 

Pflicht zu übernehmen. Welcher Mann würde sich dann noch einbür-

gern lassen, frage ich mich, um die Militärdienstpflicht leisten zu müs-

sen? Man kann sich auch fragen, ob trotz gleichen Regeln und Wohn-

sitzfristen tatsächlich die Gemeindeautonomie erweitert oder nicht viel-

mehr nur ein unübersichtlicher Patchwork-Flickenteppich geschaffen 

würde, der schlussendlich nur die Gemeindebürokratien aufbläht. Wer 

verliert schon gerne ein Recht bei einem Wegzug in eine neue Ge-

meinde. Der Vergleich mit den Steuern hinkt hier. Komplizierte Ab-

grenzungsfragen stellen sich auch zum Beispiel bei Zweckverbänden. 

In den vergangenen Jahren wurden die Hürden für die Einbürgerung 

gesenkt. Die Zeiten wie im Film «Schweizermacher», die der Spre-

chende selber erlebt hat, sind definitiv vorbei. Das ist auch richtig so. 

Die Einbürgerung scheint für die Mehrheit der Mitte der zielgerichte-

tere Weg zu sein als die vorzeitige Einführung des Stimm- und Wahl-

rechts für Ausländerinnen und Ausländer. Besten Dank. 

 

Beat Monhart (EVP, Gossau): Die EVP wird grossmehrheitlich der 

Kommissionsmehrheit folgen und die Behördeninitiative ablehnen so-

wie den Gegenvorschlag nicht unterstützen. Ich kann mich im Votum 

von Kollege Biber im Wesentlichen ganz gut wiederfinden und halte 

mich deshalb kurz. 

Wir sind der Ansicht, dass der Weg zur aktiven Mitbestimmung über 

das Schweizer Bürgerrecht zu erfolgen hat. Wenn Sie das ändern wol-

len, steht Ihnen der demokratische Weg mit dem Lancieren einer Volks-

initiative völlig offen.  

 

Anne-Claude Hensch Frei (AL, Zürich): Dass die AL voll hinter der 

vorliegenden Behördeninitiative des Stadtrates von Zürich steht, dürfte 

wohl allen hier im Saal klar sein, dass dies leider bei der momentan 

herrschenden politischen Mehrheit nichts nützt, wohl ebenso. Wir sind 

klar dafür, ein fakultatives kommunales Stimm- und Wahlrecht für 

Ausländerinnen und Ausländer zu ermöglichen. Wenn diese nicht nur 
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Steuern zahlen, sondern auch auf Gemeindeebene mitbestimmen dür-

fen, erhoffen wir uns dadurch eine bessere Teilhabe und auch eine in-

tegrierende Wirkung in unsere Gesellschaft, eigentlich eine Win-win-

Situation.  

Der Regierungsrat hält denn in seinem Bericht zur Behördeninitiative 

auch fest, dass dem von der Bundesverfassung her auch nichts entge-

genstehen würde. Die Kantone sind nämlich in der Regelung von Bun-

desrechts wegen frei, den Ausländerinnen und Ausländern in kantona-

len wie kommunalen Angelegenheiten das Stimm- und Wahlrecht zu 

verleihen und den Kreis der Stimmberechtigten anders zu definieren als 

der Bund. Im Kanton Zürich bräuchte es ebendiese Verfassungsände-

rung. Die logische Verknüpfung mit dem schweizerischen Bürgerrecht 

sehen wir genauso wenig wie andere Parteien hier im Rat.  

Dank der seriösen Auseinandersetzung mit dem Thema innerhalb der 

Kommission sah es lange so aus, als könnte eine Politik der kleinen 

Schritte zum Erfolg führen, indem zwar die Behördeninitiative abge-

lehnt wird, dafür aber einem Gegenvorschlag mit strenger formulierten 

Bedingungen zum Durchbruch verholfen wird. Ganz zum Schluss ist 

diese Mehrheit leider gekippt. Die AL wird den Gegenvorschlag unter-

stützen, besser gesagt den Minderheitsantrag dazu. Jeder Fortschritt – 

und sei er noch so klein – ist ein Schritt in die richtige Richtung. 

Schliesslich wissen wir, dass sich die Gesetzgebung beim Stimm- und 

Wahlrecht für Ausländerinnen und Ausländer nur langsam weiterent-

wickelt. Wir teilen auch die Sicht der Kommissionsminderheit, dass da-

mit unter anderem das Milizsystem auf Gemeindeebene gestärkt würde. 

Ausserdem finden wir den Aspekt der Gemeindeautonomie höchst 

wichtig. Wir sind der Ansicht, dass es den Gemeinden überlassen sein 

sollte, welche Art der Teilhabe sie Ausländerinnen und Ausländern ge-

währen wollen. Schliesslich sind die Gemeinden die Expertinnen vor 

Ort für ihr Gemeinwesen. Mit kantonal geregelten Vorgaben sollte ein 

freiwillig einführbares kommunales Stimm- und Wahlrecht für Auslän-

derinnen und Ausländer ermöglicht werden können. Nicola Yustes Vo-

tum kann zu diesem Thema nichts mehr hinzugefügt werden, Danke für 

die glasklare Argumentation dazu. 

Sollte nun der Gegenvorschlag scheitern, wäre das für die AL ein Ar-

mutszeugnis, nämlich gegenüber den Städten und Gemeinden, die in-

novativ mit dem Thema Teilhabe für Ausländerinnen und Ausländer 

umgehen wollen und bereit sind, sich auf neue Wege einzulassen, die 

nur das machen wollen, was andere Gemeinden in der Schweiz bereits 

machen, neben vier Westschweizer Kantonen und einzelnen Gemein-

den im Kanton Graubünden und im Appenzellischen. Und dort machen 
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sie überall gute Erfahrungen. Es ist schon fast peinlich, wenn sogar 

Teile des Kantons Graubündens und Appenzells fortschrittlicher sind 

als der grosse und ach so überragende Kanton Zürich. Fassen Sie sich 

also ein Herz und stimmen Sie dem Minderheitsantrag zur Ausarbei-

tung eines Gegenvorschlags zu. Besten Dank. 

 

Ratspräsidentin Sylvie Matter: Nach den Fraktionssprechenden wün-

schen jetzt diverse weitere Mitglieder des Rates das Wort. Redezeit fünf 

Minuten. 

 

Qëndresa Sadriu-Hoxha (SP, Opfikon): Also mich würde ja schon noch 

wundernehmen, wie Sie von der Mitte auf diese Schlüsse kommen, dass 

alle Ausländerinnen und Ausländer das Stimm- und Wahlrecht gar nicht 

wollen. Das ist für mich schon suspekt, aber das ist nur eine Randbe-

merkung. 

Die Zürcher Sozialwissenschaftlerin Silvia Staub-Bernasconi geht bei 

der Auseinandersetzung mit den Bedürfnissen des Menschen davon 

aus, dass diese nicht nach einer Pyramide zu klassifizieren sind, sondern 

wechselwirkend gleichwertig und gleichermassen ausschlaggebend 

sind, dass Menschen unter anderem an ihren sozialen Umgebungen teil-

haben und sich als Teil dieser identifizieren oder entwickeln können. 

Auf die Bedürfnisse der Anerkennung und soziokulturellen Zugehörig-

keit und Teilhabe möchte ich hier eingehen, denn dazu gehört auch die 

politische Teilhabe. Mit dem kommunalen Stimm- und Wahlrecht an-

erkennen wir die hier lebenden Menschen. Wir klassifizieren so nicht 

in «du bist mitsprachewürdig und du nicht». Wir fördern das soziale 

Zusammenleben. Sich einzubürgern können die Menschen trotzdem an-

streben, jedoch wäre die Einbürgerung nicht massgeblich, um gleich-

wertig teilhaben zu können, dort, wo man seit Jahren lebt, dort, wo man 

zu Hause ist, wo man eben auch keine Ausländerin mehr ist. Die Kop-

pelung des Stimm- und Wahlrechts an die Einbürgerung ist falsch. Am 

gesellschaftlichen und sozialen Leben teilzuhaben und so mitzubestim-

men, sollte ein grundsätzliches Recht sein. Abzustimmen und zu wäh-

len heisst, sich auch zu informieren, potenziell mitzudiskutieren oder 

sogar mitzuwirken. Und schauen wir uns die Stimmbeteiligung unter 

den stimm- und wahlberechtigten Personen an, so würde das Auslände-

rinnen- und Ausländer-Stimm- und Wahlrecht unser Milizsystem auf 

Gemeindeebene nur stärken. Ja, und die Wahl- und Abstimmungsresul-

tate wären repräsentativer.  



44 

Ich bringe hier gerne wieder das Beispiel meiner Heimatgemeinde: Von 

den abgerundet 21'000 Opfiker Einwohnerinnen und Einwohnern ha-

ben 44 Prozent das Recht, an die Urne zu gehen. Bei den Erneuerungs-

wahlen im letzten Jahr haben in Opfikon nur 2628 Personen ihr Wahl-

recht geltend gemacht. Nur 12,5 Prozent der Gesamtbevölkerung in 

Opfikon. Wie repräsentativ ist das? Das kommunale Stimm- und Wahl-

recht kann eine identitätsstiftende und -bildende Aufgabe übernehmen 

und trägt zur sogenannten Integration bei; Integration, ein Begriff, wel-

cher immer wieder widersprüchlich gebraucht wird. Denn was heisst 

schon «Integration» in einer Gesellschaft voller sozialer und kultureller 

Vielfalt und einem Land, wo Einwanderung und Auswanderung seit je-

her das soziale Leben prägen? 

Wir sollten auch hier mitziehen mit so einigen anderen Kantonen und 

die Möglichkeit des kommunalen Stimm- und Wahlrechts für Auslän-

derinnen und Ausländer für Gemeinden und Städte schaffen. Danke für 

die Aufmerksamkeit. 

 

Jörg Kündig (FDP, Gossau): Frau Yuste hat mich in ihrem Eingangs-

votum mehrfach erwähnt. Ich freue mich immer, wenn ich zitiert werde, 

wenn man liest, was ich schreibe. Ich gestatte mir aber doch noch den 

einen oder anderen Punkt zu erwähnen: Das Stimm- und Wahlverhalten 

und das Stimm- und Wahlrecht ist ja in der Verfassung geregelt, und 

das zeigt für mich, dass es ein hohes Gut ist, dass wir in der Schweiz 

auch entsprechend behandeln wollen. Und mir ist es ein Anliegen, auch 

darauf hinzuweisen, dass wir vor kurzem über das Bürgerrechtsgesetz 

diskutiert haben. Einzelne Argumente, die ich jetzt gehört habe, haben 

da keinen Platz gefunden. Niemand hat da über das Thema «Stimm-

recht» geredet, sondern es ging einfach darum – und jetzt hören Sie ge-

nau zu –, das Verfahren zu vereinheitlichen, sodass alle Menschen 

gleichbehandelt werden, die das Bürgerrecht wollen. Und wenn ich 

dann die Teilhabe anschaue, wir haben es vorher gehört: Wir haben 23 

Prozent, unter 20 Prozent Stimmbeteiligung. Wenn wir unsere einge-

bürgerte Gleichgültigkeit jetzt mit dem Einbezug von Ausländerinnen 

und Ausländern korrigieren wollen, dann ist das eine relativ oder sehr 

abenteuerliche Argumentation, um doch diese Teilhabe zu verstärken, 

die uns eigentlich völlig abgeht und die ein zunehmendes Problem für 

unseren Staat sein wird. Ich habe auch gehört, dass wir über Fachkräf-

temangel diskutieren und dann mit dem Stimmrecht dafür sorgen wol-

len, dass diese Fachkräfte sich noch wohler fühlen in unserer Schweiz. 

Auch das finde ich durchaus bemerkenswert.  
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Ein grosses Thema ist die Gemeindeautonomie. Ich muss Ihnen sagen: 

Mein zitierter Satz stimmt, aber man muss auch unterscheiden können, 

um welche Themen es geht. Die Gemeindeautonomie ist tatsächlich 

wichtig und wenn sie dem Wunsch von uns allen entspricht, wird sie 

akzeptiert. Wir haben es gehört, der Vorstoss Marti 181/2022: Wissen 

Sie, was in der Begründung steht? Gemeindelotterie. Und wenn wir 

jetzt da individuelle Lösungen für die einzelnen Gemeinden ermögli-

chen, was ist dann genau der Unterschied zu dieser von Ihnen angespro-

chenen Lotterie? Es geht doch darum, dass wir eine gemeinsame Ver-

ständnis-Situation schaffen für dieses Stimm- und Wahlrecht. Mein 

Kollege Biber hat es wunderbar ausgeführt und das ist auch das Fazit 

des Gemeindepräsidienverbandes des Kantons Zürich: Es geht darum, 

verlässliche, einheitliche Lösungen für den ganzen Kanton zu schaffen 

und keinen Flickenteppich herbeizuführen. In diesem Sinne haben wir 

uns positioniert, und ich danke, dass Sie uns angehört haben, danke 

auch Frau Yuste, dass wir so ein hohes Gewicht haben. Und wir bleiben 

dabei: Wir finden das unnötig, individuell pro Gemeinde ein Auslän-

derstimmrecht zu ermöglichen. 

 

Josef Widler (Die Mitte, Zürich): Gerne lege ich meine Interessenbin-

dung offen: Ich bin in der Stadt Zürich geboren, besitze das Bürgerrecht 

der Stadt Zürich, lebe und arbeite in der Stadt Zürich und zahle Steuern 

in der Stadt Zürich. Wenn Sie dem Gegenvorschlag zustimmen, ist das 

Ausländerstimm- und -wahlrecht noch nicht eingeführt. Sie schaffen 

damit nur die Rahmenbedingungen, die eingehalten werden müssen, 

damit sich eine Gemeinde dazu entschliessen kann, diesen Vorschlag 

dem Volk vorzulegen. Als Stadtzürcher ärgere mich häufig darüber, wie 

der Vater Kanton uns bemuttern will in der Stadt Zürich. Ich bin natür-

lich mit vielem nicht einverstanden, was in der Stadt Zürich durch 

Stadtrat und Gemeinderat beschlossen wird, aber ich finde: Wenn sie 

sich selber ins Unglück stürzen, dann ist das ihre Sache. Die Stadt Zü-

rich muss nicht von Ihnen bemuttert werden. Sie haben nachher selbst-

verständlich das Recht, in Bülach darauf zu verzichten. Und ob dann 

die Abstimmung der Stadt Zürich dazu führt, dass das Ausländerwahl- 

und -stimmrecht eingeführt wird, das steht auch noch auf einem ande-

ren Papier. Behandeln Sie die Stadtzürcher als mündige Stimmbürger 

und geben Sie ihnen die Möglichkeit, darüber zu befinden, ob sie dieses 

Recht einführen wollen oder nicht. Deshalb unterstützen die Stadtzür-

cher Kantonsräte der Mitte den Gegenvorschlag. 
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Nicola Yuste (SP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Besten Dank, ich 

möchte nur eine kurze Replik machen auf die Herren Biber und Kündig, 

um ein paar Dinge klarzustellen, auch wenn ich weiss, dass wir mit 

Fakten nicht allzu weit kommen in dieser Diskussion. Aber, erstens, 

Herr Biber, Sie haben davon gesprochen, dass wir Neuzugezogenen ir-

gendwelche neuen Rechte geben wollen. Dann haben Sie unseren Ge-

genvorschlag und auch die Behördeninitiative nicht gut gelesen. Es geht 

natürlich nicht um Neuzugezogene, ausser Sie sprechen von Neuzuge-

zogenen mit einer Niederlassungsbewilligung C, wozu man mindestens 

fünf Jahre in der Schweiz leben muss, und wir haben ja auch noch die 

zwei Jahre Wohnsitzfrist im Kanton. Also davon kann sicher nicht die 

Rede sein. Es ist auch nicht korrekt, dass ich gesagt habe, dass die Ge-

meinden über alle wichtigen Themen entscheiden sollen, da haben Sie 

mir die Worte gehörig umgedreht, aber es ist interessant. Dass Ihnen 

kein anderes wichtiges Thema als die Armee einfällt, finde ich auch 

noch bezeichnend. Auf alle Fälle habe ich keinen Grund herausgehört, 

warum die Gemeinde eben nicht über das kommunale Stimm- und 

Wahlrecht bestimmen soll – das kommunale Stimmrecht, das eben nur 

die Gemeindeebene betrifft.  

Dann wollte ich darauf hinweisen, dass nicht nur die FDP Stadt Zürich 

ausdrücklich das Ausländerstimmrecht befürwortet, sondern sogar die 

FDP Schweiz bis 2006 das Ausländerstimmrecht auf kommunaler 

Ebene in ihrem Strategiepapier hatte. Aber für die FDP Kanton Zürich 

ist das alles kein Argument 

Dann haben Sie auf die Einbürgerung hingewiesen. Wir stehen absolut 

hinter der Einbürgerung. Und es ist auch kein Ersatz für die Einbürge-

rung, aber Sie wissen genauso gut wie ich, dass wir in der Schweiz und 

in Zürich sehr hohe Einbürgerungshürden haben. Und es ist doch be-

zeichnend, dass genau die Parteien, die auf die Wichtigkeit der Einbür-

gerung hinweisen, eben nicht die Parteien sind, die Hand bieten, um 

diese Hürden zu senken. Wir wären jederzeit dazu bereit, kommen Sie 

gerne auf uns zu, wenn Sie hier einen Vorschlag haben, wir machen 

definitiv mit. Das kommunale Stimm- und Wahlrecht für Nichtschwei-

zerinnen ist im Gegenteil eben keine Konkurrenz zur Einbürgerung, 

sondern wäre ein Weg für mehr Teilhabe der ausländischen Bevölke-

rung am öffentlichen Leben und auch eine niederschwellige Möglich-

keit, um die politische Zugehörigkeit zu einem Gemeinwesen zu erlau-

ben. Welchen besseren Weg für die politische Integration gäbe es denn, 

als ihnen diese Möglichkeit zu geben? Also zehn Jahre stillsitzen und 

den Mund halten? Und dass wir danach erwarten, dass sie Experten im 
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demokratischen System sind, erscheint mir also überhaupt nicht lo-

gisch. 

Noch ein kurzes Wort an den geschätzten Jean-Philipp Pinto: Die häu-

figste Nationalität der Ausländerinnen und Ausländer im Kanton Zürich 

ist die deutsche, und zwar mit Abstand. Also von wegen Sprachkennt-

nissen als Hauptargument, das können wir so nicht gelten lassen, auch 

wenn sie in «Züridüütsch» zum Teil noch Hilfe brauchen, das stimmt 

wohl. 

Und noch ein letztes Wort zu Herrn Kündig: Der Unterschied zu den 

Menschen, die Frau Marti in ihrem Vorstoss anspricht, ist eben, dass sie 

keine Wahl haben, in welcher Gemeinde sie landen, und deswegen ist 

es eine Gemeindelotterie. Davon können wir bei diesem Thema ganz 

sicher nicht sprechen, das ist ein wichtiger Unterschied. Wir wählen 

unseren Wohnsitz selber, und ich würde es sehr begrüssen, wenn ge-

wisse Gemeinden vielleicht das Ausländerinnen-Stimmrecht sogar als 

Standortfaktor sehen und einführen, um gewisse gutverdienende Aus-

länderinnen und Ausländer anzulocken. Warum nicht? Man kann auch 

mit anderen Mitteln als dem Steuerfuss Standortpolitik betreiben. Es 

könnte ziemlich interessant sein, vor allem für ein paar Seegemeinden. 

Überlegen Sie es sich doch noch einmal. Vielen Dank. 

 

Martin Huber (FDP, Neftenbach): Ich will nur noch ein Argument ent-

kräften: Das Argument «sie zahlen ja auch Steuern» hinkt gewaltig. Die 

Unternehmen zahlen auch Steuern, und nicht zu knapp, und haben auch 

kein Stimm- und Wahlrecht. Besten Dank. 

 

Tobias Langenegger (SP, Zürich): Inhaltlich sage ich nichts mehr, da 

wurde bereits alles ausgeführt. Ich möchte noch ganz kurz auf das Ver-

halten gewisser Parteien eingehen. Vorneweg: Man kann immer ge-

scheiter werden. Ich würde sogar so weit gehen: Man soll gescheiter 

werden. Und damit komme ich nun konkret zur FDP: Da wäre ich ein-

fach froh, wenn dem so wäre, jetzt zum Beispiel bei der «Too-big-to-

fail»-Problematik, oder bezüglich mehr Unabhängigkeit vom Filz oder 

vielleicht beim Umgang mit Parteispenden von der Flughafen Zürich 

AG. Was Sie aber hier machen, ist schwer zu erklären. Die Stadtpartei 

der FDP – Nicola Yuste hatte soeben nochmals ausgeführt – hat sich 

für die Behördeninitiative ausgesprochen. Und jetzt ist auf einmal alles 

anders ohne Abweichungen, was mich besonders stutzig macht, wirk-

lich. Sie haben ein Neo-Mitglied (gemeint ist Isabel Garcia, die von der 

GLP zur FDP übergetreten ist), das sich, seit ich von ihm gehört habe 

– und das ist lange her – für diese Sache eingesetzt hat und dafür auch 
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sehr viel Goodwill geerntet hat. Die Ironie der Geschichte: Genau die-

ses Mitglied kann oder darf jetzt nicht Ja sagen. Das ist aus folgendem 

Grund hochbrisant: Wir sind ja momentan unter Beobachtung des Bun-

desgerichts – Sie konnten es heute Morgen im Tages-Anzeiger lesen –, 

denn wir hatten vor zwei Wochen hier drin eine, wie ich finde, sehr gute 

substanzielle Debatte zur Erwahrung (der Resultate der Kantonsrats-

wahlen) geführt, und die Entscheidung wurde nun, wie gerade gesagt, 

angefochten. In dieser Debatte hörte ich immer, immer und immer wie-

der nur etwas: «freies Mandat, freies Mandat, freies Mandat.» Liebe 

FDP, haben wir denn nun ein freies Mandat? Das Bundesgericht wird 

sicher sehr interessiert daran sein, wie Sie das sehen, und noch viel 

mehr, wie Sie das denn jetzt auch konkret in der Praxis handhaben. 

Denn Sie alle hier drin wissen nämlich, es wird gleich brutal knapp. Es 

geht um ein bis zwei Stimmen, die den Unterschied machen werden. 

Wenn diese Abstimmung wegen dieser Enthaltung verlorengeht, dann 

ist klar: Das freie Mandat ist eine Farce und wird mit dieser Abstim-

mung als Argument im laufenden Verfahren sterben. Besten Dank. 

 

Martin Hübscher (SVP, Wiesendangen): Ich möchte auch noch repli-

zieren und beginne gleich beim Votum von Tobias Langenegger. Ich 

bin schon erstaunt, dass Sie sich plötzlich für Fraktionsinterna anderer 

Fraktionen interessieren, da bin ich wirklich sehr erstaunt, vor allem, 

wenn es genau um diese Thematiken geht, wo Sie ja offensichtlich im-

mer sagen – genau das sagen –, dass sie tolerant seien und dass Sie die 

Entscheidungsfreiheit den einzelnen Fraktionen überlassen. Wieso las-

sen Sie das hier nicht? Ich stehe immer noch zu dem was ich gesagt 

habe, und ich bin auch gespannt auf das Urteil des Bundesgerichts. Aber 

diese Problematik – und da liegt ja bereits ein guter Vorschlag vor – 

können wir anders lösen, und wir haben es in der Hand, das Problem, 

das dort angesprochen wurde, zu lösen, und zwar auf dem gesetzlichen 

Weg. Und das hat nichts mit dem zu tun, was wir heute tun. Und noch 

als Antwort an die GLP-Sprecherin: Wenn Sie tatsächlich jetzt auf die 

Tränendrüse drücken, dass das Volk darüber bestimmen können soll, 

dann haben Sie das falsche Instrument gewählt. Dann machen Sie doch 

eine Initiative! Starten Sie eine Initiative, dann kann das Volk darüber 

abstimmen, dann ist die Behördeninitiative das falsche Instrument. Wir 

sind der Meinung, wir vertreten unsere Wählerinnen und Wähler. Wir 

sind der Meinung, diese wollen das nicht. Wenn Sie das anders sehen, 

dann haben Sie das falsche Instrument gewählt. Wir stimmen genau so 

ab, wie wir das für richtig halten und wozu unsere Wählerinnen uns 

einen Auftrag gegeben haben. Und wenn Sie das anders sehen, dann 
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wählen Sie das andere Instrument und nicht die Behördeninitiative. 

Über diese beschliessen wir hier abschliessend. Und wenn Sie eine Ini-

tiative machen, dann stimmt das Volk darüber ab. 

 

André Müller (FDP, Uitikon): Lieber Tobias Langenegger, du weisst, 

dass ich dich eigentlich sehr schätze und vor allem auch deine Art, wie 

du politisierst, wie du wenig auf die einzelne Person schiesst. Darum 

bin ich ein bisschen verwundert, dass du hier heute das Wort ergreifst. 

Und ich wundere mich eh ein bisschen über die linke Ratsseite, die ja 

weiss, wer häufig angegriffen wird. Es sind häufig die weniger Starken, 

es sind häufig Frauen, das prangern Sie die ganze Zeit an. Und jetzt, 

was Sie machen, ist wieder einmal auf die Schwachen zu schiessen. 

Warum schiessen Sie nicht auf mich, darauf freue ich mich ja die ganze 

Zeit. Ich bin der böse Banker. Ich wurde noch nie angegriffen. Sie ha-

ben wahrscheinlich einfach nicht den Mut dazu (Heiterkeit). Ich biete 

es Ihnen an, machen Sie das, machen Sie das! Ich bin nämlich ein biss-

chen standfester als viele hier drin. Aber, um nochmals darauf zurück-

zukommen: Was mich auch verwundert, ist, wie Sie sich interessieren, 

wie Sie sich für die Zusammenhänge in der FDP interessieren. Sie wer-

den sie nie verstehen, denn Sie sind nicht liberal (Heiterkeit). Dort oben 

(auf der Tribüne) sitzt der Vorsitz der Stadt-FDP (gemeint ist Përparim 

Avdili, Präsident der FDP Stadt Zürich). Wir sind nicht gleicher Mei-

nung in diesem Thema, wir können aber sehr gut miteinander leben. 

Und wissen Sie, das ist eine andere Ebene, wir verteidigen hier eine 

andere Ebene, und die Stadt kann machen, was sie will. Wir sind liberal 

(Heiterkeit). Ja, sie kann, sie könnte eine Volksinitiative lancieren, viel-

leicht zusammen mit der GLP, die sich ja auch so um die Partizipation 

des Volkes kümmert.  

Vielleicht noch, wie wir uns organisieren in der Fraktion: Wir haben 

keinen Zwang. Wissen Sie, wir sind eine Gemeinschaft, die zusammen-

lebt. Und in einer Gemeinschaft muss man sich vielleicht auch mal zu-

rücknehmen. Glauben Sie mir, ich verliere sehr häufig in der FDP-

Fraktion und muss trotzdem der Mehrheit folgen. So funktionieren wir, 

und dass Sie das nicht verstehen, ist klar. Vielen Dank. 

 

Isabel Bartal (SP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Die Diskussion ist 

jetzt eine politische und ich möchte uns jetzt wieder auf die inhaltliche 

Ebene zurückbringen. Es wurden jetzt sehr viele Argumente für und 

gegen diese Initiative vorgebracht, aber es gibt ein Argument, das ich 

noch nicht gehört habe, und deshalb vollständigkeitshalber, auch wenn 

ich weiss, dass es hier nicht um Argumente gibt – das weiss ich, so naiv 
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bin ich nicht –, möchte ich dieses Argument doch noch ins Feld führen, 

vor allem für diejenigen Parteien, die sich doch sehr viel um die Politik 

kümmern: Ich bin Soziologin und in meiner Funktion und hauptsäch-

lich als Familiensoziologin und Migrationssoziologin weiss ich, wie 

Werte sich reproduzieren. Und vielleicht haben Sie schon davon gehört, 

dass es eine sogenannte soziale Reproduktion von Werten gibt in der 

Familie. Was züchten wir für eine Generation von apolitischen Jugend-

lichen und jungen Menschen, jungen Erwachsenen heran, die in einer 

Familie aufwachsen, die nie die Möglichkeit hatte, sich mit den lokalen 

politischen Gegebenheiten auseinanderzusetzen. Das erleben Sie auch, 

wenn Sie zum Beispiel an einer Standaktion sind, und wie ich auch mit 

Jugendlichen in Kontakt kommen, die noch nie einen Abstimmungszet-

tel gesehen haben, weil das in ihren Familien eben nicht möglich ist. 

Und es geht um die Einbürgerung, ja, aber wie wir heute schon gesagt 

haben, es geht bis zu zwölf, dreizehn Jahren, bis man diese Einbürge-

rung mindestens hinter sich hat. In dieser Zeit ist die Sozialisation prak-

tisch abgeschlossen. Und dann müssen wir uns auch nicht wundern, 

dass die Leute nachher, nachdem sie sich doch noch einbürgern gelas-

sen haben, dass sie dann nicht abstimmen gehen. Das möchte ich Ihnen 

einfach auf den Weg geben. 

 

Regierungsrätin Jacqueline Fehr: Auch von mir vielleicht zu Beginn 

ein paar wenige Zahlen: Die Mitglieder des Zürcher Regierungsrates 

wurden am 12. Februar von zwischen 11,2 und 14,9 Prozent der Zür-

cher Bevölkerung über 18 Jahren gewählt. Das ist unsere Legitimation. 

In der Stadt Zürich – es wurde bereits erwähnt – leben in der Alters-

gruppe zwischen 30 und 39, also in einer entscheidenden, für unser 

Wirtschaftsleben entscheidenden Altersgruppe knapp 50 Prozent ohne 

Schweizer Pass. Die Studie Ribeaud (Denis Ribeaud) der Universität 

Zürich hat die 9. Klassen untersucht und dabei festgestellt, dass sich 

zwischen 2014 und 2021 einiges verändert hat: 2014 hatten 40,5 Pro-

zent der Neuntklässler, zwei Eltern mit Schweizer Pass, 2021 waren es 

31,9 Prozent. Zwei Eltern ohne Schweizer Pass hatten 2014 28,2 Pro-

zent, 2021 32,6 Prozent. Die grösste Gruppe der Neuntklässler sind jene 

mit zwei Eltern ohne Schweizer Pass. In dieser Gesellschaft leben wir 

und für diese Gesellschaft politisieren wir.  

Wenn wir auf die Situation in der Schweiz schauen, sehen wir die 

grosse Vielfalt, ich muss es hier nicht mehr in allen Details repetieren: 

Appenzell Ausserrhoden und Graubünden haben das Ausländerinnen- 

und Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene mit der Gemeindeauto-

nomie. Westschweizer Kantone haben es für alle Gemeinden, einzelne 
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Kantone habe auch das Ausländerstimmrecht auf kantonaler Ebene. 

Von Avenir Suisse bis Secondas wird das Ausländerinnen- und Auslän-

derstimmrecht unterstützt, wahrscheinlich deshalb, weil viele nicht 

mehr der Fantasie erliegen, dass Ausländerinnen und Ausländer einfach 

per se links stimmen. Möglicherweise ist das, dass die Erkenntnis und 

die Schlauheit des freisinnigen Stadtparteipräsidenten, dass er – zusam-

men mit anderen – schon länger erkannt hat, dass unter den heute hier 

lebenden Menschen ohne Schweizer Pass ein grosser Anteil Unterneh-

merinnen und Unternehmer leben, ein grosser Anteil Menschen leben, 

die ihr Leben mit eigener Kraft verdienen, mit zäher Arbeit verdienen, 

mit viel Kreativität verdienen und dass diese Menschen ohne Schweizer 

Pass vielleicht durchaus für bürgerliche Parteien ein ebenso attraktives 

Wählersegment sein könnten wie für linke Parteien.  

Trotz dieser vielfältigen Argumente ist auch der Zürcher Regierungsrat 

gegen das Ausländerstimmrecht. Er erachtet den Weg über die Einbür-

gerung als den Königsweg. Mit Blick auf die Abstimmung von 2013 

argumentiert er ähnlich wie der freisinnige Fraktionssprecher. Ob Aus-

länderstimmrecht oder Einbürgerung oder beides, ich glaube, es geht 

im Kern in dieser Debatte um etwas viel Grundsätzlicheres: Es geht um 

Wertschätzung und es geht um Dank. Um Wertschätzung und Dank, 

dass Hunderttausende von Menschen aus der Welt den Weg in unseren 

Kanton gefunden haben und mit ihrer Arbeitskraft diesen Kanton reich 

und stark gemacht haben und reich und stark halten; dass Hunderttau-

sende von Menschen bereit sind, hier ihr Wissen zu vermehren, hier 

ihre Ausbildung der Bevölkerung zum Nutzen zu bringen, hier ihr un-

ternehmerisches Geschick versuchen. Hunderttausende von Menschen 

ohne Schweizer Pass sind es, die zusammen mit den Menschen mit 

Schweizer Pass das aus dem Kanton Zürich gemacht haben, was er 

heute ist. 4 Prozent von diesen Hunderttausenden, vier von 100, kom-

men als Asylsuchende. 96 Prozent, 96 von 100, kamen früher als Sai-

sonniers, heute über die Personenfreizügigkeit – mit dem einzigen 

Grund, ihre Arbeitskraft hier zur Verfügung zu stellen. Um diesen 

Dank, um diese Wertschätzung geht es, um die Aussage «Danke, dass 

Sie gekommen sind, und Danke, dass Sie bleiben».  

Wenn mit dieser Wertschätzung die Einbürgerung gefördert wird, bin 

ich überzeugt, dass sich sehr viel mehr Menschen bei uns einbürgern 

liessen. Und das ist nötig. Es ist nötig, wenn wir als politisch gewählte 

Menschen im Kantons- und Regierungsrat weiterhin die politische Le-

gitimation unserer Bevölkerung wollen. Es ist nötig, wenn wir dem 

Grundsatz der Demokratie Nachachtung verschaffen, dass Menschen 

mitbestimmen sollen und Menschen mitbestimmen können. Vielleicht 
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ist die Zeit für das Ausländerinnenstimmrecht noch nicht reif, es ging 

vor 50 Jahren in den Parlamenten ähnlich her und zu, mit ähnlichen 

Argumenten: Die Frauen könnten ja die komplizierten Sachverhalte der 

Vorlagen nicht begreifen. (Zwischenrufe) «Stimmt ja auch», wird ge-

rade hier gesagt. Klar (ironisch). Vielleicht ist die Zeit noch nicht reif. 

Wenn wir uns aber auf die Bevölkerung besinnen und wenn wir sehen, 

wer bei uns lebt, wer unsere Unternehmen führt, wer unsere Kranken 

pflegt, von wem wir dereinst im Altersheim betreut werden, tun wir gut 

daran, an dieser Frage weiter zu diskutieren. 

 

Martin Hübscher (SVP, Wiesendangen) spricht zum zweiten Mal: Es ist 

doch eher unüblich, dass man nach dem Regierungsrat noch spricht, 

und trotzdem ist es jetzt, glaube ich, angebracht. Unüblich ist es näm-

lich auch, wenn der Regierungsrat, geschätzt oder gefühlt, 90 Prozent 

nicht das vertritt, was die Regierung beschlossen hat, 90 Prozent oder 

gefühlt sogar vielleicht noch mehr. Der Regierungsrat hat eine klare 

Haltung. Wir sind eine Kollegialbehörde (Heiterkeit), wir haben eine 

Kollegialbehörde, sorry, ich bin nicht im Regierungsrat, aber wir haben 

eine Kollegialbehörde, und genau das erwarte ich auch von einem Re-

gierungsrat, dass er genau das vertreten kann, auch wenn er unterlegen 

ist in einem Gremium. Das wäre die Aufgabe des Regierungsrates, ge-

nau das, und das habe ich jetzt nicht so gehört. Wir haben keine Angst, 

dass wir mit dem Stimmrecht von Ausländerinnen und Ausländern we-

niger Wähleranteil hätten; da bin ich sogar einig mit Frau Fehr. Da bin 

ich sogar überzeugt, dass wir in gewissen Kreisen, gerade in der Stadt 

Zürich, sehr, sehr viele Stimmen, Leute gewinnen würden. Aber darum 

geht es nicht, es geht ums Prinzip. Es geht genau um diesen Flickentep-

pich, das haben wir gesagt, ich will die Argumente gar nicht wiederho-

len. Und noch ein Satz, der mich stört, ist die Aussage, dass Auslände-

rinnen nur in die Schweiz kommen, um ihre Arbeitskraft zur Verfügung 

zu stellen. Das kann ich so nicht stehenlassen. Sie kommen hierher, weil 

es Ihnen hier wirtschaftlich besser geht, und wir schätzen das alle. Wir 

schätzen auch ihre Arbeitskraft, das ist so, aber sie kommen freiwillig 

hierher. Und wir haben noch eine Differenz zu Frau Fehr oder sind ei-

gentlich gleicher Meinung: Wir haben tatsächlich ein Problem mit der 

Einwanderung, das hat sie ganz schön mit Zahlen unterlegt. Packen wir 

das an! Wollt ihr weiterwachsen? Wollt ihr den ganzen Kanton weiter 

zubetonieren? Dann diskutieren wir diese Frage: Wie viel Wachstum 

wollen wir noch in unserem Kanton? Von eurer Seite kommt ständig – 

da können wir jetzt noch eine politische Debatte führen – Biodiversi-

tätsförderung, Flächen, der Fussabdruck, den der Mensch hat. Darüber 
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wollen wir jetzt heute nicht diskutieren, aber um genau diese Debatte 

geht es. Ihr wollt das Wachstum, nicht wir. Herzlichen Dank. 

 

André Müller (FDP, Uitikon) spricht zum zweiten Mal: Ich möchte 

nicht so ausführlich werden wie mein Kollege Hübscher, aber was mich 

schon noch interessieren würde, geschätzte Regierungsrätin Fehr: Was 

sind denn jetzt die Argumente, die der Regierungsrat ins Feld führt, so-

dass er schlussendlich offensichtlich zur Mehrheitsentscheidung ge-

kommen ist, diese Vorlage abzulehnen? Ich denke, das wäre wichtig für 

diesen Rat. Es wäre wichtig für das Protokoll. Es wäre wichtig in einer 

zukünftigen Auslegung zuhanden der Materialien. Ich bitte Sie, das 

noch zu tun. vielen Dank. 

 

Ratspräsidentin Sylvie Matter: Dann ist es ja gut, dass Frau Fehr auch 

zum zweiten Mal das Wort wünscht.  

 

Regierungsrätin Jacqueline Fehr: Das mache ich sehr gerne und Sie 

kennen mich gut genug, um zu wissen, dass ich mir sehr gut überlegt 

habe, was ich genau sage. Und ich habe in keinem Punkt das Kollegi-

alprinzip verletzt. Denn ich habe Zahlen aus der Statistik referiert, ich 

habe die Tatsachen dargestellt, wie sie sind. Ich habe aus Sicht der Re-

gierung der ausländischen Bevölkerung meinen Dank und meine Wert-

schätzung ausgesprochen. Denn die Zürcher Regierung drückt der aus-

ländischen Bevölkerung die Wertschätzung und den Dank aus für das, 

was sie in unserem Kanton tun. Die Regierung ist sich bewusst, dass 

wir Arbeitskräfte riefen und Menschen kamen und dass das auch wei-

terhin so sein wird. Wir erleben tagtäglich, wie wir händeringend um 

Fachkräfte kämpfen, händeringend. Spitalabteilungen mussten ge-

schlossen werden. Die Spitäler fahren Defizite ein, weil die Spitalabtei-

lungen zu sind, weil es zu wenig Fachkräfte gibt, um uns alle zu versor-

gen, die wir hier leben. Es fehlen die Lehrkräfte, es fehlen die Kita-

Mitarbeiterinnen, es fehlen im Gastrobereich die Leute. Schauen Sie 

sich um, wenn Sie zum Mittagessen gehen. Fast kein Restaurant sucht 

nicht händeringend Leute. Wenn wir weniger sein wollen, dann müssen 

wir die entsprechenden Hebel ansetzen. Dann müssen wir unser Wirt-

schaftswachstum verlangsamen. Dann muss halt die eine oder andere 

Firma sich nicht im Kanton Zürich niederlassen wollen. Denn dort, wo 

Firmen sich niederlassen, braucht es Arbeitskräfte. Und dort, wo Ar-

beitskräfte sind, braucht es Wohnraum, Schulen, Spitäler, Pflegeheime. 

So dreht sich halt der Kreis. Den wollen Sie nicht unterbrechen, den 

können Sie nicht unterbrechen.  
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Was sagt die Regierung zu dieser Initiative? Ich habe es gesagt, es ist 

die gleiche Argumentation wie der freisinnige Fraktionssprecher vor-

gebracht hat, ich habe das gesagt. Ich kann es auch nochmals wieder-

holen. Ich könnte auch das brillante Votum von Michael Biber wieder-

holen. Nur, so gut, wie er es gehalten hat, kann ich es nicht halten, aber 

ich kann Ihnen vorlesen, was die Regierung zu dieser Initiative sagt: 

«Die internationale Mobilität hat in den letzten Jahren deutlich zuge-

nommen, wie auch die Einwanderungszahlen für den Kanton Zürich 

belegen, die ich ausgeführt habe. Die Zuwanderung aus dem Ausland 

ist weiterhin die Hauptursache des Bevölkerungswachstums im Kanton 

Zürich. Dies bedeutet auch, dass der Unterschied zwischen der Wohn-

bevölkerung und der Stimmbevölkerung immer grösser wird, was ich 

mit Zahlen ausgeführt habe. Mit der Einbürgerung haben Ausländerin-

nen und Ausländer die Möglichkeit, das Stimm- und Wahlrecht zu er-

langen. Somit sind die politischen Rechte im Kanton Zürich Bürger-

recht gebunden.» Wie es Herr Biber ausgeführt hat. An diesem Prinzip 

hält der Regierungsrat fest, wie ich es referiert habe. «Politische Teil-

habe soll jenen Personen vorbehalten bleiben, die sich langfristig in der 

Schweiz niederlassen und die genügend in die Gesellschaft integriert 

sind, um sich einbürgern zu lassen.» Wie Herr Biber ausgeführt hat. 

«Dies stellt sicher, dass nur diejenigen Personen politisch mitentschei-

den, die mit dem politischen System der Schweiz genügend vertraut 

sind. Aus diesem Grund lehnt der Regierungsrat die Behördeninitiative 

ab.» So wie es die Freisinnige Partei ausgeführt hat und so wie ich sie 

referiert habe. Soviel zu dieser Frage. 

 

Ratspräsidentin Sylvie Matter: Gut, wir kommen zur Abstimmung. 

Weil jetzt mehrfach von mehreren Abstimmungen die Rede war und 

damit es ganz klar ist: Wir führen eine Abstimmung durch. Wir haben 

den Kommissionsantrag, die Behördeninitiative abzulehnen. Das ist be-

kanntlich einem Antrag auf Nichteintreten gleichzustellen. Demgegen-

über stellen wir den Minderheitsantrag von Nicola Yuste, auf die Vor-

lage einzutreten und den Regierungsrat mit der Ausarbeitung eines Ge-

genvorschlags zu beauftragen. Wir haben also die beiden Anträge 

Nichteintreten und Minderheitsantrag Yuste, einzutreten und dem Re-

gierungsrat einen Auftrag zu erteilen. Die zwei Fragen stellen wir ei-

nander gegenüber. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Nicola 

Yuste gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 84 : 82 
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Stimmen (bei 2 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen und die Behördeninitiative 176/2019 abzulehnen.  

 

II. 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

5. Bewilligung einer Subvention an die Opernhaus Zürich AG für 

die Asbestsanierung und die Erhöhung der Lagerkapazität im La-

gergebäude Kügeliloo 

Antrag des Regierungsrates vom 13. Juli 2022 und gleichlautender An-

trag der Kommission für Bildung und Kultur vom 10. Januar 2023 

Vorlage 5302c (Schriftliches Verfahren) 

 

Ratspräsidentin Sylvie Matter: Wir haben schriftliches Verfahren be-

schlossen. Die Kommission für Bildung und Kultur (KBIK) beantragt 

Ihnen, die Abrechnung zu genehmigen.  

Es gingen innert Frist keine anderslautenden Anträge ein. Ich stelle so-

mit fest, dass Sie dem Antrag der KBIK zugestimmt haben.  

 

Das Geschäft ist erledigt.  

 

 

6. Verschiedenes 

 

Geburtstagsgratulation  

Ratspräsidentin Sylvie Matter: Es feiert heute wieder jemand einen run-

den Geburtstag bei uns. Ich gratuliere herzlich zum Geburtstag, Jeanette 

Büsser, herzliche Gratulation. (Applaus) 

 

Fraktions- und persönliche Erklärungen 

 

Fraktionserklärung der SP zur Drag Story Time  

Mandy Abou Shoak (SP, Zürich): Ich verlese eine Fraktionserklärung 

der SP, und der Titel ist: «Wir sind mehr, kein Platz für rechte und 

queerfeindliche Hetze»: Am Samstag fand in der Pestalozzi-Bibliothek 
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in Oerlikon die Drag Story Time statt, eine Veranstaltung mit dem Ziel, 

Kindern vielfältige, reiche, glamouröse, positive Vorbilder und Identi-

fikationsmöglichkeiten anzubieten. Seit vier Jahren organisiert Brandy 

Butler (Sängerin und Schauspielerin) die Drag Story Time, und es ist 

schwer, an Tickets zu kommen, denn die meisten Veranstaltungen sind 

ausverkauft. Es ist ein Fest der Freude. Kinder tanzen, sie lesen, sie sin-

gen, sie verkleiden sich und feiern damit spielerisch die Vielfältigkeit 

der Gesellschaft.  

2023 erhielt Brandy Butler für ihr Engagement den Preis für besondere 

kulturelle Verdienste. Doch diesen Samstag musste die Drag Story 

Time unter Polizeischutz und mit zusätzlichem Sicherheitspersonal 

durchgeführt werden. Weshalb? Weil sich die SVP im Bündnis mit ver-

schiedenen problematischen Figuren aus dem rechten und verschwö-

rungstheoretischen Milieu der Ausgrenzung und der Diskriminierung 

von Minderheiten verschrieben hat. Weshalb? Weil sie die Ausgren-

zung und die Diskriminierung von Minderheiten sogar in ihr Parteipro-

gramm aufgenommen hat. Weshalb? Weil sich nach Aufrufen von 

Glarner (Andreas Glarner, Nationalrat) und Co auf Telegram (Instant-

Messaging-Dienst) sogar solche Posts finden lassen, Achtung, ich zi-

tiere: «Hoffentlich gibt es bald einen Amoklauf und die kranken 

LGBTQ (Lesbian, Gay, Bisexual, Transgender, Queer) werden getö-

tet.» Oder dieser hier: «Eines Tages bringen sie sich selber um. Wenn 

die Presse gegen sie schiesst, dann sind sie erledigt.» 

Liebe Ratskolleginnen, es reicht, es ist genug! Bereits vergangenen 

Herbst wurde die Drag Story Time von einer Neonazi-Gruppe mit Fa-

ckeln und Transparenten gestört, und dieses Bild, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, lässt mich wirklich nicht los. Menschen bangen um ihre 

Sicherheit.  

Geschätzte Kolleginnen der SVP-Fraktion, Sie sind mitverantwortlich, 

wenn Exponentinnen ihrer Partei in zahlreichen Foren mit mehreren 

tausend Followern menschenverachtende Aufrufe zu Gewalt machen. 

Was Sie hier mitverantworten, ist brandgefährlich. Hören Sie auf, Min-

derheiten als Kranke zu dämonisieren. Hören Sie auf, damit den Hass 

auf Minderheiten zu normalisieren. Das hatten wir schon mal. Seien Sie 

sich bewusst, Sie schaffen eigenhändig den Nährboden für Gewalt. Es 

reicht! Die Drag Story Time musste mit zusätzlichem Sicherheitsperso-

nal und Polizeischutz durchgeführt werden. Aber wissen Sie was? Über 

450 Menschen tauchten am Samstag bei der Pestalozzi-Bibliothek in 

Oerlikon auf, um sich mit Brandy Butler und der Drag Story Time zu 

solidarisieren. Die Message ist klar: Wir sind viele, wir sind mehr, wir 

lassen uns nicht einschüchtern und wir stellen uns entschlossen gegen 
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rechten Hass. Drag-Performerinnen, Queers, Gender-Vielfalt, das ist 

nicht die Gefahr, vor der wir uns alle fürchten müssen. Oder haben Sie 

Angst vor Glitzer, Regenbogen oder Seifenblasen? Zwischen der Ab-

sage in Stäfa (Gendertag an der Schule Stäfa) und der Drag Story Time 

liegen wenige Tage. Beide Veranstalterinnen mussten sich aufgrund 

von Gewaltandrohung Gedanken zu ihrer persönlichen Sicherheit ma-

chen. Und wenn zwischen diesen zwei Veranstaltungen nur wenige 

Tage liegen, was kommt als Nächstes? Es handelt sich hier um einen 

von Ihnen gesuchten Kulturkampf. Sie verteidigen konservative Rol-

lenbilder und eine rückständige gesellschaftliche Ordnung, und das um 

jeden Preis. Wenn Sie, wenn wir nicht sofort etwas dagegen tun, wird 

der Preis dafür sehr hoch sein. Deshalb, sprechen Sie mit ihren Expo-

nentinnen, hören Sie auf, gegen Minderheiten zu schiessen, und lassen 

Sie uns gemeinsam die wirklichen Probleme dieses Kantons lösen. 

 

Fraktionserklärung der AL und Grünen zur Drag Story Time  

Anne-Claude Hensch Frei (AL, Zürich): Seit bald drei Wochen befin-

den wir uns nun in einem regelrechten politischen Kulturkampf wieder, 

bei dem es vordergründig um die sogenannte Gender-Ideologie der SVP 

geht. Es ist ihr erklärtes Wahlkampfthema für den Nationalrat. In unse-

rer Fraktionserklärung vor einer Woche zu Stäfa hat Lisa Letnansky das 

Kind beim Namen genannt: Das Wort «Gender» wird dazu gebraucht, 

transphobe und queerfeindliche Inhalte zu transportieren. Und Jasmin 

Pokerschnig hat daran erinnert, dass die Hetze der SVP in unserer de-

mokratischen Kultur ein Fremdelement bildet. Analysieren wir nun die 

Vorfälle in Stäfa und jetzt zur Drag Story Time vor zwei Tagen in O-

erlikon, dann wird eines klar: Untergründig werden Transphobie und 

Queerfeindlichkeit von SVP-Exponenten wie Glarner (Andreas Glar-

ner, Nationalrat) und Köppel (Roger Köppel, Nationalrat) geschickt 

eingesetzt. Mit negativen, aber unverfänglichen Äusserungen, die für 

bestimmte Gruppierungen klar verständliche Aufforderungen enthiel-

ten, wurde ein Riesenwirbel verursacht. Die Gefolgsleute generierten 

flugs einen Shitstorm und schüchterten bestimmte Personen oder Orga-

nisationen ein. Die Gefährdung von Personen wurde dabei ohne Wim-

perzucken in Kauf genommen. 

Zur so angewandten Strategie des Dogwhistlings gehört, dass Leute wie 

Glarner und/oder Köppel nach erfolgter Eskalation keine Verantwor-

tung übernehmen, weil die Handlungen schliesslich von anderen began-

gen wurden. Entsprechend versucht auch die SVP sich hier im Rat an-

geblich guten Gewissens von Gewaltandrohung zu distanzieren. Weite 

Kreise der Zürcher und Schweizer Bevölkerung haben das bereits 
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durchschaut. Was aber viele noch nicht gemerkt haben, ist, dass es den 

Strippenziehenden in der SVP eigentlich um etwas ganz anderes geht: 

Die Transphobie und Queerfeindlichkeit sind bei beiden Vorfällen nur 

ein Mittel zum Zweck, nämlich, erstens, die Grenzen des Sagbaren be-

ziehungsweise des Akzeptierbaren zu verschieben, damit, zweitens, die 

Atmosphäre so vergiftet wird, dass Gruppierungen leicht gegeneinan-

der aufgehetzt werden können und Gegnern Fehler unterlaufen, um, 

drittens, unsere politische Gesprächskultur zu schädigen und, viertens, 

so letztlich unsere freie Gesellschaft zu spalten. Diese Saat ist bereits 

am Aufgehen, wie wir sowohl in Stäfa als auch in Oerlikon sehen konn-

ten. Sind wir bereits in US-amerikanischen Verhältnissen angekom-

men? 

Anstatt bei anspruchsvollen Themen in einen gesellschaftlichen Dis-

kurs zu treten und einen Konsens zu erarbeiten, werden Hass und Zwie-

tracht gesät. Nun sind die bürgerlichen Parteien wie FDP und Mitte, 

aber auch die GLP und die EVP gefragt. Zeigen Sie Flagge, ansonsten 

unterstützen Sie diese Entwicklung zu mehr gesellschaftlicher Spal-

tung. Dieser Art von demokratiezersetzendem Vorgehen muss Einhalt 

geboten werden, und auch Sie gehören zur Brandmauer. 

Dass die Drag Story Time in Oerlikon sicher durchgeführt werden 

konnte, verdanken wir übrigens vor allem der Zivilgesellschaft. Zwar 

war die Polizei anwesend wegen der angekündigten Mahnwache, aber 

hunderte von Menschen vor und in der Bibliothek sorgten durch ihre 

Präsenz für Schutz. Und von diesem friedvollen und wirksamen Einste-

hen für einen wegen Transphobie bedrohten Anlass können wir uns alle 

eine Portion abschneiden. Das ist der Weg, den wir unaufgeregt zu be-

schreiten haben. Gemeinsam sind wir stark. 

 

Fraktionserklärung der SVP zum Umgang mit Minderheiten 

Domenik Ledergerber (SVP, Herrliberg): Ich verlese Ihnen eine Frak-

tionserklärung der SVP/EDU-Fraktion: Die SVP distanziert sich ent-

schieden von Gewalt und Hetze in der politischen Diskussion. Leider 

braucht die SVP Kanton Zürich bei jeder Veranstaltung in der Stadt 

Zürich Polizeischutz. Die Toleranz von Linksgrün scheint dort aufzu-

hören, wo es eine andere Meinung gibt. Sie haben die Gender-Sprache 

und die Wokeness aus dem Ausland in unser Land getragen und wollen 

der ganzen Gesellschaft diese Ideologie aufdrücken. 

Leider werden Sie nie eine Sprache finden, welche jeder Minderheit in 

unserem Land gerecht wird. Sternchen, Doppelpunkt und so weiter, 

dies läuft ad absurdum. Minderheiten sollen in unserer Gesellschaft res-

pektiert werden und einen Platz haben – nicht mehr und nicht weniger. 
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Wir wehren uns aber dagegen, dass der Genderwahnsinn mit staatlicher 

Unterstützung unserer Gesellschaft und vor allem unseren Kindern auf-

gedrückt wird. 

Noch etwas zu Hass und Hetze: Ihr Kantonsrat Nicola Siegrist, konsul-

tieren Sie sein Twitter-Profil: Zwei, drei Minuten genügen, um etwas 

über Hass und Hetze zu erfahren. Nicola Siegrist tritt als gewählter 

Kantonsrat unsere Gesetze mit beiden Füssen. Er besetzt Schulen, be-

setzt Banken, stört den Zürcher Traditionsanlass, den grössten Traditi-

onsanlass, das Sechseläuten, an vorderster Stelle. Die grüne National-

rätin Meret Schneider, ich zitiere: «Ah was, in Notwehr ersteche ich 

den Rimoldi (Nicolas A. Rimoldi, Corona-Massnahmen-Gegner)…» 

Wischen Sie vor der eigenen Haustür und stehen Sie ein für eine politi-

sche Diskussion. Und nehmen Sie auch wieder einmal unsere Anfragen 

zu Podien oder an unsere wunderschöne Delegiertenversammlung 

wahr, treten Sie mit uns in Diskussion und sagen Sie nicht immer ab. 

Danke vielmals. 

 

Neu eingereichte parlamentarische Vorstösse 

– Entwicklung der langen Bearbeitungsfristen von Stipendienge-

suchen und Übergangslösungen für akut betroffene Studierende 

und Auszubildende 

Anfrage Leandra Columberg (SP, Dübendorf), Judith Anna Stofer 

(AL, Dübendorf), Hanspeter Hugentobler (EVP, Pfäffikon), Benja-

min Walder (Grüne, Wetzikon) 

– Dringender Klärungsbedarf: Brandschutzklassen und Bewilli-

gungspraxis bei Photovoltaik an Hausfassaden 

Anfrage Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach), Nicola Siegrist (SP, 

Zürich) 

– Brennen Solarfassaden in Zürich anders als in Basel? 

Anfrage Cristina Cortellini (GLP, Dietlikon), Franziska Barmettler 

(GLP, Zürich) 

 

 

Schluss der Sitzung: 11.50 Uhr 

 

 

Zürich, den 22. Mai 2023 Die Protokollführerin: 

 Heidi Baumann 
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Von der Protokollprüfungskommission der Geschäftsleitung genehmigt am 19. Juni 

2023. 
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